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Was wissen wir über den
Schwangerschaftsabbruch ?

Ergebnisse eines empirischen Forschungsprojekts

I. Schwangerschaftsabbruch als kriminologisches Problem

Der Schwangerschaftsabbruch ist seit langem Ge-
genstand rechtspolitischer Auseinandersetzung.
Dies trifft für das Inland ebenso zu wie für das Aus-
land. Daran hat sich in der Bundesrepublik
Deutschland auch nach der Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts vom 25. Februar 19751)
substantiell nichts geändert. Danach wurde die Fri-
stenlösung des §218a Strafgesetzbuch (StGB)
a. F.2) für verfassungswidrig erklärt und der Weg
zur Indikationslösung des geltenden Rechts vor-
gezeichnet. Allerdings entzündet sich der Streit
heute mehr im Bereich flankierender Maß-
nahmen zu § 218 StGB; die neuere Debatte um
ein bundeseinheitliches Beratungsgesetz3) oder
die „Abtreibung auf Krankenschein“ ) belegt
dies.

Nicht weniger bildet der Schwangerschaftsabbruch
in vielen Staaten des Auslandes eine unverändert
aktuelle Streitfrage5). Dabei stehen Positionen des
Lebensschutzes solchen der Selbstbestimmung von
zum Schwangerschaftsabbruch entschlossenen
Frauen scharf gegenüber. So haben allein in den
siebziger Jahren zwölf europäische Staaten ihr Ab-
treibungsrecht neu geregelt; in den achtziger Jahren
folgten die Türkei (1983), Portugal (1984) und Spa-
nien (1984/85) ). Etwa ein Jahrzehnt reic6 ht die Re-
formdiskussion darüber in Belgien zurück7) und

noch länger in der Schweiz8). Einzig die Republik
Irland scheint hier eine Ausnahmestellung einzu-
nehmen9).

Die Kritik am herkömmlichen Recht beruht nicht
selten auf Beobachtungen, welche die Annahme
eines „Zufallsstrafrechts“ ) im Hinblick auf den
Schwangerschaftsabbruch nahelegen. Die Bedin
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gungen. die als Voraussetzungen für die Einleitung
von Ermittlungsverfahren wegen Schwanger-
schaftsabbruchs in der Regel auftreten, lassen nicht
den Schluß zu. daß eine dem Lebensschutz die-
nende Handhabung der §§ 218 ff. StGB gegeben
ist.

Normen erhalten verhaltensprägende Kraft, indem
sie angenommen und angewandt werden. Weil es
daran mitunter fehlen könnte, und d. h. an Norm-
akzeptanz. Normdurchsetzung und -Vollzug, ist 
auch der Schwangerschaftsabbruch von kriminolo-
gischem Interesse. Offenbar fallen hier Verbre-
chenswirklichkeit und amtlich verfolgte Kriminali-
tät weit auseinander.

So wurden im Jahre 1986 polizeilich gerade 43 Fälle
und ebensoviele Tatverdächtige erfaßt sowie nur
sechs Personen verurteilt. Die Auswahl der Fälle
und Tatverdächtigen in den Jahren 1988 ist demge-
genüber rapide angestiegen: 1987 waren es 250
Fälle bei 263 Tatverdächtigen. 1988 406 Fälle bei
317 Tatverdächtigen ). Für den sprunghaften An11 -
stieg dürften indessen einige Großverfahren in Bay-
ern ausschlaggebend sein, die auf die gesamte Bun-
desrepublik eine gewisse Sogwirkung ausübten ).
Läßt man diese wohl singuläre Erscheinung im
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11) Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) 1987 und 1988.
Tab. 01 und 22.
12) Vgl. PKS für den Freistaat Bayern 1987 und 1988.
Tab. 01 und 20; mit dem hier angedeuteten Memmingcr-
Prozeß befassen sich näher R. Lamprecht. Wieviel ist das
Arztgeheimnis noch wert? in: Zeitschrift für Rechtspolitik
(ZRP). (1989). S. 290-293. sowie E. Kuegler. Abtreibung
vor Gericht. Dokumentation und Einschätzung eines Stücks
bundesdeutscher Rcchtsgeschichte. Braunschweig 1989.



Längsschnittvergleich der letzten 25 Jahre außer
Betracht, so ergibt sich ein Rückgang nach der Poli-
zeistatistik auf etwa ein Hundertstel und nach der
Verurteiltenstatistik gar auf ein Dreihundertstel.
Dabei ist hervorzuheben, daß sich in dieser Ent-
wicklung ein Bruch in der Abtreibungspraxis, der
durch die Reform des Abtreibungsstrafrechts Mitte
der siebziger Jahre verursacht sein könnte, stati-
stisch nicht belegen läßt. Ein entsprechender Trend
ist überall in Westeuropa zu beobachten, auch in
Österreich und der Schweiz ).13

Der geringen Zahl kriminalstatistisch erfaßter Ab-
treibungen stehen jährlich etwa 85000 offiziell als
legal ausgewiesene Schwangerschaftsabbrüche ge-
genüber, im Jahre 1988 insgesamt 83 78414). Diese
auffällige Diskrepanz läßt sich allerdings in zwei
unterschiedliche Richtungen interpretieren, denen
für die Steuerungskraft des geltenden Abtreibungs-
strafrechts nahezu gegenläufige Bedeutung zu-
kommt. Einmal kann man annehmen, daß es ein-
fach an ermittelbaren Deliktssachverhalten fehlt.
Zum anderen läßt sich vermuten, daß die prakti-
schen Definitionsprozesse in der Beurteilung, was
strafbarer Schwangerschaftsabbruch ist, vom ge-
setzlichen Normprogramm abweichen. Die erste
Interpretationsmöglichkeit weist auf das Dunkel-
feld der (illegalen) Abtreibung hin. Dieses wird all-
gemein als sehr groß vermutet.

Zur näheren Bestimmung des Dunkelfeldes liegen
bislang freilich nur unterschiedlich abgesicherte
Schätzungen vor. Diese sagen zudem lediglich et-
was über das Verhältnis der Zahl ärztlich gemelde-
ter Abbrüche zur Zahl der offiziell nicht registrier-
ten Eingriffe aus. Ein solcher Ansatz genügt aber
für die Bestimmung des Dunkelfelds strafbaren
Schwangerschaftsabbruchs nicht: Einmal ist nicht
jeder gemeldete Abbruch bereits strafbar i. S. d.
§§ 218 ff. StGB, zum anderen schließt ein formal
richtig durchgeführtes Vorverfahren zum Schwan-
gerschaftsabbruch und dessen Meldung materielle
Verstöße, d. h. falsche Indikationsstellungen, nicht
aus.

Immerhin läßt sich den Schätzungen entnehmen,
daß der Anteil der als illegal registrierten Abtrei-
bungen an allen Schwangerschaftsabbrüchen äu-
ßerst gering ist. So haben Ketting/von Praag aus
einer Abbruchszahl von 25 pro 1000 Frauen eine
Gesamtzahl von jährlich 260000 bis 350000

Schwangerschaftsabbrüchen errechnet15). Spieker
gelangt in Ergänzung der Berechnungen von Kuhn
zu einer Schätzzahl von 21000016), während von
Baross eine nach Beginn der achtziger Jahre abfal-
lende Tendenz ermittelt und für 1984 eine Gesamt-
zahl von 142000 Schwangerschaftsabbrüchen
nennt17).

Doch selbst diese Schätzzahlen vermitteln nur einen
relativ groben Maßstab. So ist etwa eine Verallge-
meinerung des für einzelne Großstädte ermittelten
Meldeverhaltens der Ärzte deshalb problematisch,
weil es lokal sehr unterschiedlich ausfällt. Erhard
z. B. nennt für den Anfang der achtziger Jahre
bezogen auf Wiesbaden ein Meldedefizit von min-
destens 85 Prozent, für Berlin 75, für Hamburg 40
und für Frankfurt 28 Prozent )18

Zur genaueren Erfassung des Dunkelfeldes der Ab-
treibungen sind daher Befragungen notwendig, die
wiederum mit besonderen methodischen Proble-
men belastet sind. Auch wenn es fraglich erscheint,
ob man begründet von der sogenannten Opferlosig-
keit des Schwangerschaftsabbruchs sprechen
kann ), so werfen doch Befragungen der potentiell
Beteiligten zusätzlich Schwierigkeiten auf: Entfällt
die sogenannte Opferbefragung als zuverlässigste
Form der Dunkelfelderhebung und berücksichtigt
man ferner die begrenzte Sichtbarkeit der Delin
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quenz sowie das fehlende Interesse der unmittelbar
Beteiligten am Bekanntwerden der Tat20), dann
vermindert sich der Kreis der Auskunftspersonen.
Er beschränkt sich im wesentlichen auf die unmit-
telbar an der Tat Beteiligten.
Nach einer vom Freiburger Max-Planck-Institut in
Auftrag gegebenen Erhebung beantworteten 4,4
Prozent der 1597 Frauen, die zwischen 1976 und
1985 im gebärfähigen Alter standen, die Frage, ob
sie selbst im genannten Zeitraum einen Schwan-



gerschaftsabbruch haben durchführen lassen, mit
„ja“. Zwei Fünftel der genannten Abbrüche seien
gesetzesgemäß vorgenommen worden. Etwa 60
Prozent der Abbrüche hingegen wurden als nicht
legal bezeichnet, d. h. die Verfahrensvorschriften
der §§ 218 ff. StGB wurden nicht eingehalten21).
Neben der hohen Zahl bereits strafbarer Abtrei-
bungen ist es zusätzlich die Vermutung einer Viel-
zahl materiell gesetzwidriger, obschon formell als
legal ausgewiesener Abbrüche, welche die Diskus-
sion bewegt. Angesprochen ist damit in erster Li-
nie der oft beklagte „Mißbrauch“ der allgemeinen
Notlagenindikation22). Deren Häufigkeitsent-
wicklung im Verhältnis zu den anderen Indikatio-
nen veranschaulicht die obige Tabelle. Demnach
ist der Anteil der nach § 218 a Abs. 2 Ziff. 3 StGB
indizierten Fälle an Indikationen binnen zehn Jah-
ren um nahezu 30 Prozent angestiegen. Diese Ent-
wicklung geht vor allem zu Lasten der allgemeinen
medizinischen Indikation, deren Anteil 1977 noch
fast drei Zehntel, 1988 aber nicht einmal mehr ein
Zehntel betrug.

Ziel des Reformgesetzgebers war es, mehr Ge-
rechtigkeit durch mehr Gleichheit im Rah-
men strafrechtlichen Schutzes für das beginnen-
de Leben zu schaffen. Es galt, den Verdacht der
Praktizierung eines „Zufallsstrafrechts“ auszu-
räumen und über eine gleichmäßige Definition
des Schutzbereichs der §§ 218 ff. StGB eine Re-
gelhaftigkeit des Vollzugs der Sanktionsnorm zu
schaffen.

Das Freiburger Max-Planck-lnstitut hat daher seit
1983 ein Forschungsprojekt verfolgt, dessen Zielset-
zung es war. zu untersuchen,
— ob und inwieweit die gesetzliche Regelung der
§§ 218 ff. StGB und ihre praktische Handhabung
verhaltenssteuernde Wirkung entfalten.
— ob sonstige persönliche (Lebens-)Einstellungen
bei Schwangerschaftsabbruch Bedeutung gewinnen
und
— ob gegebenenfalls mit außerstrafrechtlichen
Schutzmechanismen das Ziel des Reformgesetzge-
bers erreicht werden kann.
Ziele und Forschungsfragen wurden in drei Projekt-
stufen bearbeitet:
— Unter der rechtsvergleichenden Perspektive
wurde besonders ein Überblick über den größten
Teil der in den europäischen Ländern geltenden
gesetzlichen Regelungen angestrebt; dabei wurden
auch die Verbreitung des Schwangerschaftsab-
bruchs sowie die Strafverfolgung unter Berücksich-
tigung gesellschaftlicher Rahmenbedingungen und
Rechtstraditionen untersucht ).23

— In der empirischen Projektstufe ging es vor allem
um die Implementation der Reformvorschriften
zum Schwangerschaftsabbruch von 1976. wobei die
Untersuchung sich mit drei Schwerpunktaspekten
näher befaßt: die Strafverfolgungspraxis im Hin-
blick auf den Schwangerschaftsabbruch, die Ent-
scheidungsmuster betroffener Frauen und schließ-
lich die Einstellungen und Verhaltensweisen der
Ärzte.



— In der letzten Projektstufe geht es nunmehr um
die Klärung der rechtspolitischen Schlußfolgerun-
gen und damit auch um die Frage nach etwaigen
Alternativen zur geltenden Regelung des Geset-
zes24).

29) Vgl. M. Spieker (Anm. 16), S. 59f.
30) Vgl. K. Liebl (Anm. 21), Kap. 5.1 und 5.2.
31) W. Siebel/N. Martin/K. Stumpf/P. Waldmann/M. Werth.
Soziologie der Abtreibung, Stuttgart 1971. S. 118.
32) Vgl. W. Siebel u. a. (Anm. 31), nach jener Untersu-
chung wurden immerhin noch 33 von 370 registrierten Fällen
(8,9 Prozent) durch polizeiliche Ermittlungen bekannt.
33) Vgl. H.-J. Albrecht (Anm. 25). S. 210.

Im folgenden soll vor allem dem empirischen Pro-
jektteil und seinen Befunden die Aufmerksamkeit
gelten, beginnend mit den Problemen, die sich aus
der Anwendung des erneuerten Gesetzes ergeben
haben.

II. Implementation der reformierten §§ 218 ff. StGB

1. Strafverfolgungspraxis

Befaßt man sich mit den Ermittlungs- und Kontroll-
möglichkeiten der Strafverfolgungsbehörden, so
wird deutlich, daß neben Faktoren wie etwa die
Konfliktfähigkeit der Ärzte als Gruppe ) schon die
Normvorgabe der §§ 218 ff. StGB einer strafrechts
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praktischen Aufhellung des Dunkelfeldes Grenzen
setzt.

Unter den Voraussetzungen des § 218 Abs. 3 S. 2
StGB — der Schwangerschaftsabbruch ist nach Be-
ratung von einem Arzt vorgenommen worden und
seit der Empfängnis sind nicht mehr als 22 Wochen
verstrichen — ist die Schwangere nicht strafbar.
Der abbrechende Arzt entscheidet nach § 218 StGB
nach „ärztlicher Erkenntnis“, was einen kontroll-
freien Beurteilungsspielraum bedeutet26)- Der in-
dikationsstellende Arzt schließlich macht sich, so er
nicht als Teilnehmer nach § 218 StGB in Betracht
kommt, wegen unrichtiger Indizierung nach § 219 a
StGB nur dann strafbar, wenn er „wider besseres
Wissen“ handelt27).

Vor diesem Hintergrund wird auch die Einschät-
zung durch die in der Freiburger Untersuchung be-
fragten 79 Richter und 138 Staatsanwälte verständ-
lich: Zwar geht die Mehrheit dieser Personen von
einer hohen Zahl unrechtmäßiger Indikationsstel-
lungen aus. Auch hielten es zwei Drittel der Befrag-
ten nicht für richtig, bei Vorliegen einer Indika-
tionsbescheinigung die ärztliche Entscheidung un-
geprüft zu übernehmen. Gleichwohl fanden es na-
hezu die Hälfte der Richter und ein Drittel der
Staatsanwälte „problematisch“, diese Entscheidung
später zu überprüfen28).

Im Hinblick auf die rechtlich und faktisch starke
Stellung der Ärzte sollte ferner bedacht werden, daß
sie im Rahmen der §§ 218 ff. StGB nicht nur Adres-
saten einer strafrechtlichen Sanktionsdrohung sind,
sondern ihnen darüber hinaus als „Implementa-

2) Vgl. BGH, in: NJW, (1985), S. 2752.
27) Bis 1986 ist noch keine Verurteilung aus § 219 a StGB
erfolgt.
28) Vgl. K. Liebl (Anm. 21). Kap. 1.2.2.

tionsträgern" eine Macht- und Kontrollposition ein-
geräumt ist, die ein auf Zusammenarbeit angelegtes
Verhältnis zu staatlichen Einrichtungen erfordert.
Bei einer Intensivierung der Strafverfolgungsaktivi-
täten wäre dagegen eine zunehmende „Einigelung"
von Ärzten, etwa im Sinne weiter sinkender Melde-
bereitschaft und eine sich daraus ergebende Ver-
größerung des ohnehin bestehenden Informations-
defizits, die erwartbare Folge. Hierin mag ein
Grund dafür liegen, daß neuerdings vorgeschlagen
wird, die Abrechnung der ärztlichen Leistungen
durch die Krankenkassen vom Nachweis der erfolg-
ten Meldung abhängig zu machen ). Es bleibt zu
fragen, aufwelche
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Art und Weise der äußerst kleine
Rest an Fällen zur Kenntnis der Strafverfolgungsbe-
hörden gelangt.

Nach der Freiburger Untersuchung ) sind es -
ähnlich den Feststellungen früherer Erhebungen
aus der Zeit vor der Reform ) drei Hauptgründe,
die zur Einleitung eines Ermittlungsverfahrens fuh
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ren. Ein Verfahren wird entweder eingeleitet als
Nebenprodukt eines anderen Strafverfahrens we-
gen illegaler Abtreibung oder aufgrund einer „un-
freiwilligen“ Selbstanzeige der betroffenen Frau,
etwa anläßlich einer Vernehmung in einem anderen
Strafverfahren oder durch die Anzeige des Freun-
des oder Ehemannes im Rahmen partnerschaftli-
cher Konflikte. Demgegenüber haben die „polizei-
lichen Eigenermittlungen“ als Einflußgröße heute
im Gegensatz zur Zeit vor der Reform32) völlig an
Bedeutung verloren. Zum einen wird dies darauf
zurückgeführt, daß nunmehr Schwangerschaftsab-
brüche in der Regel von Ärzten durchgeführt wer-
den und deshalb herkömmliche Verdachtsstrate-
gien, die gegenüber den sogenannten „Engelma-
chern“ angewandt wurden, nicht mehr greifen33).
Zum anderen betonten die nach der Freiburger
Untersuchung befragten 17 Leitenden Oberstaats-
anwälte und 18 Polizeidienststellenleiter, daß die
Reform des Abtreibungsstrafrechts bestimmte
Strafverfolgungsbedürfnisse beseitigt habe und
§ 218 StGB praktisch bedeutungslos geworden



sei34)- Daß eine gleichmäßige Verstärkung aktiver
Kontrollstrategien in absehbarer Zeit zur Errei-
chung des Reformziels nach „mehr Gerechtigkeit
durch mehr Gleichheit“ wesentlich beitragen
könnte, läßt sich demnach nicht erwarten.

Beruht bereits die Einleitung von Strafverfahren
wegen Verletzung der §§ 218 ff. StGB aufzufälligen
Initiativen oder schutzzweckfremden Strategien, so
wäre es nicht minder „zufällig“, wenn sich die ver-
bleibenden Fälle als besonders gravierend heraus-
stellten. Daß dem aber nicht so ist, ergibt sich be-
reits aus einer Betrachtung der gewandelten Sank-
tionsstrukturen.

Während Mitte der fünfziger Jahre in Deutschland
gegen rund 30 Prozent der wegen Schwanger-
schaftsabbruchs nach allgemeinem Strafrecht Ver-
urteilten eine unbedingte und etwa gegen 60 Pro-
zent eine bedingte Freiheitsstrafe verhängt wurde,
kamen die zwischen 1977 und 1986 nach Erwachse-
nenstrafrecht verurteilten 232 Personen zu mehr als
drei Vierteln mit einer Geldstrafe davon. Nur in 
etwa zehn Prozent der Geldstrafen lag die Tages-
satzzahl über 90. in fast der Hälfte aller Sanktionen
aber unter 30. Eine Freiheitsstrafe ohne Bewährung
wegen Abtreibung ist daher heute die große Aus-
nahme. Im erwähnten Zehnjahreszeitraum wurde
sie lediglich in acht Fällen (= 3,4 Prozent) verhängt,
nach 1983 überhaupt nicht mehr.

Nach der in der Freiburger Untersuchung durchge-
führten Analyse von 851 Ermittlungs- und Strafak-
ten handelte es sich bei nahezu zwei Dritteln der
1637 Beschuldigten (64 Prozent) um schwanger-
schaftsabbrechende Frauen bzw. um am Abbruch
beteiligte Gehilfen, die der Frau nahestanden. Es
hat sich gezeigt, daß praktisch in allen Fällen die
Art und Weise des Abbruchs für die Frauen zum
Strafausschließungsgrund des § 218 Abs. 3 S. 2
StGB geführt hätte, wenn sie an einer Beratung
teilgenommen hätten. Denn etwa 90 Prozent der
festgestellten Eingriffe wurden durch einen Arzt
vorgenommen, und 99 Prozent erfolgten innerhalb
der 22-Wochenfrist des § 218 Abs. 3 S. 2 StGB.
Daher verwundert nicht, wenn die soziale Lage der
beschuldigten Frauen, soweit sie sich aus den Straf-
akten erschließen läßt, dafür spricht, daß vor allem
Unwissenheit. Mängel in der sozialen Handlungs- 
Kompetenz und wirtschaftliche Bedrängnis erhebli-
che Bedeutung für den strafbaren Schwanger-
schaftsabbruch gewinnen. Die beobachtbaren Kri-
terien fügen sich weniger dem Bild von Freiheit,
Autonomie und Selbstbestimmung als vielmehr der
sozialen Hilflosigkeit.

Denn im Blickfeld der Strafverfolgungsbehörden ist
die „durchschnittliche" Beschuldigte ledig oder ge-
schieden bzw. getrenntlebend (74 Prozent), 24

ahre alt. stammt aus Kleinstädten (66 Prozent).J

bestreitet ihren Lebensunterhalt selbst (70 Pro-
zent). verfügt über ein durchschnittliches Einkom-
men von monatlich etwa 600 DM. stammt aus einer
Arbeiterfamilie (60 Prozent), hat Sonder- oder
Hauptschulabschluß (69 Prozent) sowie keine Be-
rufsausbildung (54 Prozent)35).

Auffällig an diesem Sozialprofil gegenüber jenen
Frauen, die in strafloser bzw. in nicht ermittelbar
strafbarer Weise einen Schwangerschaftsabbruch
vornehmen lassen, ist weniger die fehlende Partner-
beziehung, die in beiden Gruppen besteht 36), son-
dern vielmehr der Hinweis auf die überwiegende
Unterschichtzugehörigkeit der beschuldigten
Frauen ) .37

Frauen, die in strafloser Weise eine Schwanger-
schaft abbrechen, unterscheiden sich hinsichtlich
ihrer höheren Schulbildung von den beschuldigten
Frauen. Allerdings befinden sich auch die Angehö-
rigen der erstgenannten Gruppe zumeist noch in
Berufsausbildung und, daraus folgend, überwie-
gend noch nicht in einer wirtschaftlich gefestigten
Position — ein Ergebnis, das im übrigen eher gegen
die erwartete praktische Relevanz des sogenannten
Wohlhabendenprivilegs-38) in § 218 Abs. 3 S. 2
StGB zu sprechen scheint.

Die Merkmale der beschuldigten und abgeurteilten
Frauen entsprechen damit mehr denen wiederhol-
ter Rückfalltäter als dem Bild jener Frauen, die sich
von vornherein bewußt für den Schwangerschafts-
abbruch entscheiden, die gegenüber jeglicher Bera-
tung unzugänglich sind und zur Durchsetzung ihres
Entschlusses alle gesetzlichen Möglichkeiten aus-
schöpfen. Hier allenfalls ließe sich eine Auflehnung
gegen die bestehende Wertordnung, insbesondere
gegen die herkömmliche Rollenzuweisung als Frau
und Mutter, denken. Eine derartige Deutung pflegt
man neuerdings ganz allgemein zur Erklärung des
Anstiegs weiblicher Kriminalität heranzuziehen,
freilich nur mit begrenzter Aussagekraft. Denn es
kann nicht außer Betracht bleiben, daß sich die
Anteile der Geschlechter an der Delinquenz dort
am stärksten angleichen, wo die Rollenauflehnung
am schwächsten ist. nämlich bei den älteren
Frauen.

2. Entscheidungsmuster betroffener Frauen

Bereits die Auswertung früherer Untersuchungen
ergab, daß besonders finanzielle Erwägungen die



Entscheidung, ob die Schwangerschaft ausgetragen
werden soll, beeinflussen. Ebenso haben sich die
familiäre Situation, die Intaktheit der Partnerbezie-
hung sowie Gesundheit und psychische Stabilität als
entscheidungserheblich erwiesen39). Weniger die
individuellen persönlichkeitsspezifischen Merk-
male unterscheiden die Frauen mit Schwanger-
schaftsabbruch von jenen, welche die Schwanger-
schaft austragen. Unterschiede lassen sich vielmehr
hinsichtlich der situativen Faktoren feststellen, die
der jeweiligen Lebenssphäre der Frau entspre-
chen40).

In dem Forschungsvorhaben des Max-Planck-Insti-
tuts wurde bei der Untersuchung der Entschei-
dungsfindung der Frau demgemäß differenziert.
Zunächst wurde nach psychosozialen Einfluß- und
Konßiktfaktoren gefragt. Hierbei hat sich gezeigt,
daß die Schwangerschaft eher ausgetragen wird,
wenn die Frau eine konservative Einstellung zum
Schwangerschaftsabbruch hat; beobachtet wurde
aber auch, daß „die Liberalität bezüglich des
Schwangerschaftsabbruchs mit der Problemnähe
wächst“41). Wichtig bei der Entscheidungsfindung
war ferner die erste Reaktion des Partners. Seine
und die erste Reaktion der Frau sind allerdings
durch finanzielle Verhältnisse, Schulbildung, Kin-
derzahl u. ä. beeinflußbar42). Im Hinblick auf die
emotionale Akzeptanz der Schwangerschaft durch
die Frau kommt den Einstellungen des Partners
maßgeblicher Einfluß zu. Eine Schwangerschaft
wird um so eher positiv beurteilt, wenn auch der
Mann dazu steht. Des weiteren sind die Gefühle der
Frau positiver, je verbindlicher die Partnerbezie-
hung und je höher das verfügbare Einkommen sind.
Eine familienorientierte Einstellung zur Mutter-
rolle trägt ebenfalls zu positiven Reaktionen im
Hinblick auf die Schwangerschaft bei.

Auf dem Hintergrund dieses Sozial- und Einstel-
lungsprofils drängt sich der Eindruck auf, daß bei
„normaler“ Beratung und Indikationsstellung der
rechtswidrige Schwangerschaftsabbruch zumindest
für die Schwangere selbst ein straffreier hätte sein
können. Offenbar verhindern Unwissenheit und
Mängel in der sozialen Handlungskompetenz das
rechtzeitige und ordnungsgemäße Beschreiten des
Instanzenwegs überhaupt43). Gleichwohl ist der In-
formationsstand der Frauen bezüglich der Verfah-
rensregeln der §§ 218 ff. generell recht groß. Des-
halb wird der Instanzenweg, wenn auch zum Teil
mit Hindernissen, eingehalten.

Eine andere Frage ist, ob die betroffenen Frauen
die gesetzliche Indikationsregelung auch für eine
problemadäquate Lösung halten. Hier hat sicher-
geben, daß die Sozialberatung im großen und gan-
zen als sinnvoll angesehen wird. Die Indikations-
feststellung selbst hingegen wird nur im Hinblick
auf medizinische Aspekte als positiv erachtet, im
übrigen jedoch wird ihr keine Entscheidungsrele-
vanz beigemessen. Oft empfinden Frauen die Indi-
kationsfeststellung als Eingriff in ihre eigene Ent-
scheidungsmöglichkeit; nicht selten äußert sich da-
her das Verlangen nach einer einfachen Fristenlö-
sung44). Die Frauen, welche in Kontakt mit den
Institutionen der §§ 218 a und b StGB gekommen
sind, empfinden den Instanzenweg also weniger als
Entscheidungshilfe denn als unumgängliche Proze-
dur. Deshalb darf der Einfluß der verschiedenen
Einrichtungen (Beratungsstellen, indikationsstel-
lender Arzt und der den Abbruch durchführende
Arzt) auf die konkrete Entscheidung der Frau nicht
zu hoch veranschlagt werden.

Was die Akzeptanz der Sozialberatung durch die
betroffenen Frauen angeht, so liegt diese mit einem
„Zufrieden“-Satz von 82 Prozent sehr hoch, ob-
schon hierbei zu berücksichtigen ist, daß die Mehr-
heit der Frauen in erster Linie die formale Abwick-
lung der Beratung anstrebt45). Inhaltlich messen
immerhin ca. die Hälfte derjenigen Frauen, die eine
Schwangerschaft nach anfänglichen Zweifeln aus-
tragen, der Sozialberatung eine „entscheidungsre-
levante Bedeutung“ zu46). Bereits zum Abbruch
entschlossene Frauen lassen sich hingegen durch die
Beratung nur in seltenen Fällen noch umstim-
men47).
Da aber die meisten Frauen sich schon entschieden
haben, bevor sie eine Beratungsstelle aufsuchen,
kommt der Sozialberatung die vom Gesetzgeber
intendierte Entscheidungsrelevanz nicht zu. Die
Vorentschiedenheit vieler Frauen zeigt sich auch
bei der zweiten Institution der §§ 218 ff. StGB. 91,3
Prozent der Frauen, die eine positive Indikation
anstreben, erhalten diese auch; dabei wurde nur in
etwa 50 Prozent der Fälle die Indikationsfeststel-
lung schon vom ersten konsultierten Arzt getrof-
fen48).
Betrachtet man in diesem Zusammenhang die Häu-
figkeitsentwicklung der Notlagenindikation — 1988
waren über 85 Prozent aller Indikationen Notlagen-
indikationen, 1979 lediglich etwa 70 Prozent —. so



scheint der Gedanke des Mißbrauchs der Notlagen-
indikation nahezuliegen. Die aus der Häufigkeits-
entwicklung, insbesondere der sozialen Indikation,
abgeleitete Mißbrauchshypothese erscheint freilich
nicht unanfechtbar.

Zunächst bleibt festzuhalten, daß bereits die gesetz-
liche Ausgestaltung der Notlagenindikation ihr
eher einen relativ hohen Anteil an allen Indika-
tionsstellungen sichert. Der Gesetzgeber hat in 
§ 218 Abs. 2 Ziff. 3 StGB bewußt auf eine Nen-
nung von Regelbeispielen verzichtet, um der Viel-
falt möglicher Notlagen gerecht werden zu können.
Die an sich erwünschte Flexibilität birgt allerdings
die Gefahr erheblicher Einstufungsschwierigkeiten
im Einzelfall durch den zur Beurteilung von Notla-
genindikationen in der Regel nicht speziell ausge-
bildeten Arzt.

Die Unbestimmtheit der seit 1976 unveränderten
Regelung der Notlagenindikation kann per se we-
der die beschriebene Häufigkeitsentwicklung erklä-
ren noch die Annahme von Mißbräuchen völlig wi-
derlegen. Sie eröffnet aber auch andere Interpreta-
tionsmöglichkeiten, etwa im Sinne einer doppelten
Zuordnungsmöglichkeit von Fallsituationen sowohl
unter die medizinische als auch unter die Notlagen-
indikation und eine partiell damit zusammenhän-
gende Verschiebung der einzelnen Indikationshäu-
figkeiten49).

51) Vgl. M. Häußler/B. Holzhauer. Die Implementation der
reformierten $8 218f. StGB, in: ZStW. 100 (1988). S. 817 ff..
833 f.
«) Vgl. B. Holzhauer (Anm. 36). S. 305.
53) Vgl. A. Hendel-Kramcr/J. v. Troschkc/E. Werner. Er-
fahrungen von Frauen mit dem Abbruch einer Schwanger-
schaft nach der Reform des § 218 StGB, in: Materialien zum
Bericht der Kommission zur Auswertung der Erfahrungen
mit dem reformierten § 218 StGB. Schriftenreihe des
BMJFG. Bd. 92/3. Stuttgart u. a. 1982. S. 76.
54) Zum ganzen Komplex H.-G. Koch. (Anm. 23).
S. 157 ff.
») Vgl. B. Holzhauer (Anm. 36). S. 270.56) Vgl. hierzu auch Tab. 9 bei H.-G. Koch (Anm. 31).
S. 245.

Neuere Ergebnisse zur Implementation der
§§218ff. StGB stimmen eher skeptisch, was die
These vom weitverbreiteten und eindeutigen Miß-
brauch der allgemeinen Notlagenindikation angeht:
Vom Freiburger Max-Planck-Institut wurden 1986
insgesamt 406 Gynäkologen befragt50). Von ihnen
gaben 325 (80 Prozent) an. Indikationen zum
Schwangerschaftsabbruch zu stellen. Sie wurden
aufgefordert, für jeden Indikationsbereich ihren
letzten Fall zu schildern. Auf diesem Wege wurden
insgesamt 741 Fallbeispiele ermittelt, die wiederum
von vier voneinander unabhängigen juristischen
Fachleuten beurteilt wurden. Zwar waren nur in
etwa der Hälfte der geschilderten 250 Beispielsfälle
die beurteilenden Juristen mehrheitlich der Mei-
nung, daß es sich um einschlägige Sachverhalte der
allgemeinen Notlagenindikation handelte. Jedoch
lehnten nur sieben Prozent der Experten die Notla-
genindikation völlig ab. Bei mehr als einem Drittel
der Schilderungen gingen die Ansichten der Exper-

3. 1987. S. 7.
5) Zu früheren Umfragen bei Gynäkologen siche P. Rahms-
dorf. Repräsentativumfrage unter gynäkologischen Chefärz-
ten zur Problematik des neuen § 218 StGB. Kiel 1980.
S. 21 ff.

ten stark auseinander51). Auch bei einer anderen
Expertenbefragung des Max-Planck-Instituts wur-
den vergleichbare Ergebnisse erzielt. Danach lehn-
ten drei juristische Experten 5.6 Prozent der von
den Ärzten festgestellten Notlagenindikationen
ab »).

Diese Ergebnisse verdeutlichen weniger die immer
wieder beklagten Mißbräuche in der Handhabung
als vielmehr den weiten Norminterpretationsspiel-
raum selbst bei Fachleuten, aber auch das Erforder-
nis genauester Detailkenntnis, die Forscher und
Kritiker benötigen, um die Mißbrauchshypothese
zu überprüfen. Offenbar entschließen sich Schwan-
gere in solchen Konfliktsituationen, die mit der Art
und Weise der Schwängerung sowie dem Gesund-
heitszustand von Frau und Kind nicht im unmittel-
baren Zusammenhang stehen, heute mehr als noch
vor einem Jahrzehnt zu einem legalen Schwanger-
schaftsabbruch. Die Sozialberatung bereitet trotz
der sehr unterschiedlichen regionalen Präsenz der
verschiedenen Beratungsträger eher geringe
Schwierigkeiten.

Nach der Untersuchung von Hendel-Kramer u. a.
ist die Wahl der Beratungsstellen in neun von zehn
Fällen problemlos53). Trotz unterschiedlicher lan-
desrechtlicher Bestimmungen und darin enthalte-
ner verschiedener programmatischer Aussagen
zum Beratungsgegenstand ) wurden in der Studie
von Holzhauer

54
55) im Vergleich zwischen Baden-

Württemberg und Hessen auch keine Unterschiede
in der Beratungstätigkeit aufgefunden, so daß inso-
weit der Nutzen eines geplanten bundeseinheitli-
chen Beratungsgesetzes fraglich bleibt.

Hochsignifikante regionale Unterschiede finden sich
aber hinsichtlich des Angebots der einen Abbruch
durchführenden Stellen. Ein Schwangerschaftsab-
bruch darf nur in einem Krankenhaus oder in einer
hierfür eigens durch die zuständigen Länderbehör-
den zugelassenen Einrichtung vorgenommen wer-
den. In Hessen wird von der Möglichkeit Gebrauch
gemacht, solche spezialisierten Einrichtungen zur
(ambulanten) Durchführung von Schwanger-
schaftsabbrüchen zuzulassen. In Baden-Württem-
berg dagegen wird der Eingriff fast ausschließlich
stationär in Krankenhäusern vorgenommen 56), die



aber den Bedarf nicht decken. In der Folge verlas-
sen annähernd zwei Drittel der zur Abtreibung ent-
schlossenen Frauen aus Baden-Württemberg ihr
Bundesland, um den Eingriff in Hessen durchfüh-
ren zu lassen57). Anzumerken ist, daß in diesem
Zusammenhang lediglich von einem hohen „inner-
deutschen Abtreibungstourismus“ die Rede sein
kann; der „Abtreibungstourismus“ nach Holland ist 
dagegen gering58) und zumindest seit 1976 zurück-
gegangen ).

Das aus dem unterschiedlichen regionalen Angebot
von Abbruchseinrichtungen resultierende Nord-
Süd-Gefälle bei den Abbruchzahlen ist wiederholt
in Schrifttum und rechtspolitischer Diskussion kri-
tisch erörtert worden. Die beachtlichen regionalen
Unterschiede setzen sich bei den Strafverfolgungs-
aktivitäten fort. Anders als bei den offiziellen Ab-
bruchzahlen besteht hier jedoch kein Nord-Süd-
Gefälle.

So stellten beispielsweise in den Jahren ,1977 bis
1981 die Länder Bayern, Baden-Württemberg und
Rheinland-Pfalz mehr als Prozent der erfaßten
Fälle. 62 Prozent der Tatverdächtigen und nahezu
75 Prozent der Verurteilten, obwohl für die Ge
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samtzahl aller in dem genannten Zeitraum regi-
strierten Straftaten und Verurteilungen der Anteil
dieser Länder bei lediglich 30 bzw. 37 Prozent liegt.
Seit 1977 meldet allein Bayern die Hälfte aller Ver-
urteilungen. Nach dem Großverfahren in Memmin-
gen, in dem in den Jahren 1987/88 bislang weit über
einhundert Frauen rechtskräftig verurteilt wurden,
wird dieser Anteil zumindest vorübergehend weiter
steigen, wie sich der Statistik bereits entnehmen
läßt60). Bundesländer wie Berlin, Hamburg und
Schleswig-Holstein melden demgegenüber seit
Ende der siebziger Jahre keine Verurteilungen
mehr61).

Sieht man einmal von Bayern ab, so bewegen sich 
die Unterschiede zwischen den einzelnen Bundes-
ländern mittlerweile auf sehr niedrigem Niveau; sie
scheinen sich innerhalb des allgemeinen Trends zur
„faktischen“ Entkriminalisierung des Schwanger-
schaftsabbruchs gleichsam zu verflüchtigen.

Angesichts der vielfältigen Einwände, die gegen die
Effizienz der bestehenden Gesetzesregelung spre-
chen, wäre eigentlich eine skeptische Einstellung
auch der nicht unmittelbar betroffenen Bevölke-
rung gegenüber dem geltenden Recht zu erwarten.
Die vorliegenden empirischen Befunde weisen je-
doch auf ein recht differenziertes Einstellungsbild

hin. Dieses ist einerseits durch eine wachsende Zu-
stimmung zur gesetzlichen Indikationslösung, an-
dererseits durch eine Geringschätzung der prakti-
schen Durchführung des Gesetzes gekennzeich-
net.

Nach der breit und repräsentativ angelegten Unter-
suchung von Zundel u. a.62), in der 2510 Bürger
der Bundesrepublik im Alter zwischen 16 und 60
Jahren 1977 befragt wurden, sprachen sich noch 28
Prozent für ein generelles Verbot der Abtreibung
aus. 48 Prozent stimmten für eine Dreimonatsfri-
stenlösung oder völlige Freigabe des Schwanger-
schaftsabbruchs. Nur 25 Prozent billigten die „zwi-
schen den Polen liegende“ gesetzliche Indikations-
lösung. Die wachsende Zustimmung zur geltenden
Indikationslösung deutet sich bereits in der Studie
von Buschmann63) an. Nach dem Projekt von Cle-
ment ), in dem 1922 Studenten an zwölf Universi-
täten im Jahr 1981 befragt wurden, stuften lediglich
sechs Prozent der weiblichen und zehn Prozent der
männlichen Personen die §§ 218 ff. StGB als zu „li-
beral“ ein. aber auch nur ein Drittel der Befragten
trat für eine weitergehende Liberalisierung ein. 52
Prozent der Männer und 51 Prozent der Frauen hin-
gegen stimmten dem Kompromiß der geltenden ge-
setzlichen Regelung grundsätzlich zu. Im einzelnen
hielten allerdings nahezu neun von zehn Personen,
welche die Indikationslösung prinzipiell bejahten,
die Durchführung des Gesetzes für verbesserungs-
bedürftig.

Die wachsende Akzeptanz der Indikationslösung
zeigt eine zunehmend differenzierte, von bestimm-
ten Situationsvorgaben abhängige Sichtweise an65).
Fragt man danach, welche Faktoren es im einzelnen
sind, die eher mit einer konservativeren bzw. eher
liberaleren Einstellung zur Abtreibung korrelieren,
so ergeben sich signifikante Zusammenhänge vor
allem mit der Kirchenbindung, der Religionszuge-
hörigkeit, der parteipolitischen Orientierung und
den Vorstellungen über den sinnhaften Aufbau der
Welt, aber auch der Haltung zur Mutterrolle und
zur Ehe66). Je traditioneller die Einstellung zu die-
sen Faktoren ist, desto konservativer ist tendenziell
auch die Einstellung zum Schwangerschaftsab-
bruch.



Hiernach liegt es nahe zu vermuten, daß es vor
allem die Verluste an herkömmlichen Wertbindun-
gen sind, welche die konkrete Entscheidung zum
Schwangerschaftsabbruch maßgeblich beeinflus-
sen. Gegenüber der kurzschlüssigen Annahme ei-
nes linearen Zusammenhangs zwischen genereller
Einstellung zur Abtreibung und konkreter Ent-
scheidung zum Schwangerschaftsabbruch ist aller-
dings Skepsis angezeigt, wie die neuere empirische
Forschung annehmen läßt.

So hat die Untersuchung des Max-Planck-Instituts
zwar ergeben, daß Frauen mit Schwangerschaftsab-
bruch und sogenannte Konfliktschwangere, also
Frauen, die ihre Schwangerschaft erst nach erhebli-
chen Zweifeln austragen, wesentlich häufiger eine
Liberalisierung des § 218 StGB vertreten als
Schwangere ohne Entscheidungskonflikte und re-
präsentative Bevölkerungsstichproben. Dement-
sprechend tendieren 82 Prozent der Frauen mit
Schwangerschaftsabbruch zu einer liberalen Ein-
stellung zur Abtreibung im Sinne eines Selbstbe-
stimmungsrechts der Frau, während dies bei den
Konfliktschwangeren nur zu 61 Prozent und bei den
Schwangeren ohne Entscheidungskonflikte nur zu
34 Prozent der Fall war67). Doch wäre es verfrüht,
dieses Ergebnis dahingehend zu interpretieren, daß
es zugespitzt der „Sittenverfall“ wäre, der häufig
die Entscheidung für einen Abbruch beeinflußte.
Eine solche vorschnelle Deutung geriete eher in
den Verdacht, die eigenen Erwartungen bestätigt
zu sehen. Denn es ist möglich, daß sich die Einstel-
lung der Betroffenen erst nach Durchführung des
Abbruchs im Sinne einer liberalen Haltung ändert,
während die konkrete Entscheidung aus ganz ande-
ren Gründen getroffen worden ist. Darauf, daß die
generelle Einstellung zum Schwangerschaftsab-
bruch auf die konkrete Entscheidung einen eher
geringen Einfluß hat, deutet auch der Befund hin.
wonach bei der Altersgruppe der 25- bis 29jährigen
Frauen, die nach der Bundesstatistik die niedrigste
Abbruchsrate aufweist, der höchste Anteil „libera-
ler“ Antworten zum Schwangerschaftsabbruch zu
verzeichnen ist ). Bei der Gruppe der Frauen über
35 Jahren andererseits steigt sowohl die Abbruchs
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rate als auch der Anteil „konservativer“ Antworten
stetig an.

Wie inkonsistent generell Werthaltungen zum
Schwangerschaftsabbruch erscheinen, wenn kon-
krete Lebenssituationen zu beurteilen sind, haben
auch Zundel u. a.69) gezeigt: Nach dieser Untersu-
chung genügt schon die lebensnahe Darstellung von
— zuvor abstrahiert geschilderten — Fallsituatio-
nen, um bei Befragten einen Meinungswandel bzw.
zuvor nicht bestehende Meinungsambivalenzen aus-
zulösen. Nach der MPI-Studie beeinflußt die kon-

krete Erfahrung früherer Schwangerschaftsabbrü-
che die „liberale“ Einstellung zur Interruptio deut-
lich 70). Demzufolge ist es eher das Erleben der kon-
kreten außergewöhnlichen Situation, die zu einem
Einstellungswandel gegenüber der Abtreibung
führt, weniger die generelle Einstellung zum
Schwangerschaftsabbruch, welche die Entschei-
dung in der konkreten Lage unmittelbar beeinflußt.
Damit bleibt die Frage, welche letztlich ausschlag-
gebenden Gründe es wohl sind, die beim konkreten
Entschluß zum Schwangerschaftsabbruch häufig
die normativen Orientierungen überlagern, diese
zurückdrängen, jedenfalls aber neutralisieren.

In der Regel leben Frauen mit einem Schwanger-
schaftsabbruch in der aktuellen Situation in ungefe-
stigteren Lebensverhältnissen als schwangere
Frauen ohne Entscheidungskonflikte und soge-
nannte Konfliktschwangere. Sie befinden sich eher
in unverbindlichen Partnerschaften, sind häufiger
noch in der Ausbildung und verfügen über weniger
Einkommen. Diese Faktoren beeinflussen auch die
emotionale Akzeptanz der Schwangerschaft durch
die Frau: Eine Schwangerschaft wird um so eher
positiv beurteilt, je verbindlicher die Partnerbezie-
hung ist. je mehr der Mann zur Schwangerschaft
steht und je höher die verfügbaren finanziellen Mit-
tel sind71).

Die Relevanz, die psychosoziale Konflikte für eine
Entscheidung zum Schwangerschaftsabbruch ge-
winnen. wird auch schon in früheren Untersuchun-
gen. obschon mit unterschiedlicher Nuancierung,
betont. So haben z. B. nach der Untersuchung von
Oeter/Nohke ) die befürchteten finanziellen Ein72 -
schränkungen das größte Gewicht, ferner Sorgen
der Schwangeren, nach der Geburt eines Kindes
ihren Beruf nicht mehr ausüben zu können.
Schließlich erlangen antizipierte negative Auswir-
kungen der ausgetragenen Schwangerschaft auf die
Partnerbeziehung, das Bedürfnis nach Autonomie
und Gesundheit sowie die Wohnsituation entschei-
denden Einfluß.

Freilich wird man auch nach diesen Befunden Bin-
dungsverlusten und Wertewandel eine Bedeutung
nicht absprechen können. Zwar liefert die eher „li-
berale“ oder eher „konservative“ Einstellung zum
Schwangerschaftsabbruch nicht das erwartete Ge-
wicht für die der Schwangeren konkret abverlangte
Entscheidung. Der den Partnerschaftsbeziehungen
eingeräumte Rang zeigt aber, daß sich wandelnde
Grundeinstellungen zu Ehe und Familie das Entste-
hen von konkreten Konfliktsituationen beeinflus-
sen können.



3. Einstellung und Verhaltensweisen von Ärzten

Der dritte Aspekt der empirischen Projektstufe
geht näher auf die Einstellungen und Verhaltens-
weisen der am Schwangerschaftsabbruch beteilig-
ten Ärzte ein. Untersucht wurden die grundsätzli-
che Einstellung der Ärzte zur gesetzlichen Rege-
lung — insbesondere die Akzeptanz der verschiede-
nen Indikationen, weiterhin die Verhaltensweisen
bei legalem Schwangerschaftsabbruch sowie die
Normkenntnis und -interpretation der Ärzte. Die
Untersuchung hat ergeben, daß 80 Prozent der
Ärzte einen Schwangerschaftsabbruch als Tötung
ansehen, wobei aber knapp zwei Fünftel dieser
Ärzte (38 Prozent) dies als Notlösung hinnehmen.
Lediglich ein Fünftel betrachtet das Problem des
Schwangerschaftsabbruchs als einen Aspekt des
Selbstbestimmungsrechts der Frau73).
Die Einstellung zur konkreten ärztlichen Regelung
korrespondiert in der Regel mit der grundsätzlichen
Einstellung der Ärzte zum Schwangerschaftsab-
bruch. Etwa zwei Drittel der befragten Ärzteschaft
finden das geltende Indikationsmodell gut bzw. hal-
ten es für einen richtigen Ansatzpunkt. Das letzte
Drittel hingegen favorisiert eine freizügigere Rege-
lung etwa in Richtung Fristenlösung oder gar der
völligen Freigabe. Was die einzelnen Indikationen
angeht, so werden die medizinische, eugenische
und kriminologische Indikation von der Ärzteschaft
überwiegend akzeptiert. Die Notlagenindikation
hingegen wird nur von rund 43 Prozent gebilligt74).
Demgemäß läßt sich die gängige Ansicht, Ärzte
gingen mit dem Problem der Abtreibung leichtfer-
tig oder gar selbstherrlich um, nicht aufrechterhal-
ten. Denn 79 Prozent der indikationsstellenden und
77 Prozent der Abbrüche durchführenden Ärzte
empfanden ihre Tätigkeit als belastend. Als Be-
gründung wurde mehrheitlich angeführt, daß es um

die Tötung menschlichen Lebens gehe. Oft stehen
die Ärzte in einem Konflikt zwischen persönlicher 
Auffassung und Anerkennung allgemeingültiger
Normen, aus dem heraus sie ihre Entscheidung tref-
fen müssen. So gab es auch bei den 42 Prozent der
Gynäkologen, die einen Schwangerschaftsabbruch
für sich persönlich ablehnten, einige, die dennoch
bereits einen solchen Eingriff vorgenommen hat-
ten75).

Vor allem bei der Feststellung einer Notlagenindi-
kation wurde von Seiten der Ärzte immer wieder
Unsicherheit beklagt. Vielfach wurde eine klar defi-
nierte Notlagenindikation gefordert, um der eige-
nen Unsicherheit und Belastung Herr zu werden.
Bezüglich der Normkenntnis fällt auf, daß einem
Teil der Ärzte nicht bekannt ist, daß im Falle der
medizinischen Indikation keine gesetzliche Frist
eingehalten werden muß. Dennoch befürwortet der
Großteil auch dieser Ärzte eine medizinische Indi-
kation ohne Fristeinhaltung. Bei der eugenischen
Indikation wird von einem Drittel der Ärzte Kritik
an der 22-Wochenfrist geübt; die 12-Wochenfrist
der Notlagenindikation wird von zwei Dritteln der
Ärzteschaft für akzeptabel gehalten.

94 Prozent der Ärzte wissen, daß sie sich bei der
Durchführung des Schwangerschaftsabbruchs straf-
bar machen können. Sanktionswissen im Bereich
der Indikationsfeststellung haben hingegen nur
etwa 75 Prozent. Insbesondere wird die gesetzliche
Sanktionsdrohung im Bereich der Notlagenindika-
tion als abschreckend erlebt. Vielfach wird die Indi-
kation bei Unsicherheit des Arztes deshalb nicht
erteilt, weil er um die Strafbarkeit einer unrichtigen
Indikationsfeststellung weiß. Insofern kann in die-
sem Zusammenhang von einem generalpräventiven
Effekt der gesetzlichen Regelung gesprochen wer-
den, der aber nicht überbewertet werden darf.

III. Begrenzte Möglichkeiten rechtlicher Steuerung

Die empirische Befundlage zum Schwangerschafts-
abbruch weist im ganzen auf die Normalität von
Straffälligkeit, aber auch auf die Selektivität von
Strafverfolgung hin. Die nähere Analyse der Fälle
wegen strafbarer Abtreibung Beschuldigten zeigt
auch hier, wie sehr die situationsgebundenen und
persönlichkeitsspezifischen Determinanten krimi-
neller Entscheidungsbildung durchschlagen. Selte-
ner hingegen läßt sich die Autonomie der das Recht
brechenden Persönlichkeit empirisch sichern. Nach
verbreiteter Auffassung handelt es sich um ein per-
sönliches, soziales, jedenfalls außerrechtliches Pro-

blem, Ausdruck eines Wertekonflikts, der nicht nur
im Einzelfall in der Brust der individuellen Persön-
lichkeit lebt, sondern wie auch im internationalen
Vergleich der Rechtsordnung deutlich wird, inso-
fern Lebensschutzmodelle einerseits den Selbstbe-
stimmungsmodellen andererseits als regulative
Prinzipien gegenüberstehen76). Zumindest in Kon-
fliktnähe ist die Akzeptanz der gesetzlichen Rege-
lung zum Schwangerschaftsabbruch nicht sehr hoch
und fallen die staatlichen Interventionen weithin ins
Leere. Die lückenhafte Normanwendung kann eher
als Normerosion denn als Normbekräftigung im
Sinne integrierender Generalprävention verstan-
den werden. Angesichts der geringen Relevanz ab-
strakter Einstellungen zum Schwangerschaftsab-
bruch für die konkrete situative Entscheidung



bleibt zweifelhaft, ob das Strafrecht des Schwanger-
schaftsabbruchs oder gar dessen etwaige Verschär-
fung über eine mögliche Stützung allgemeiner
Grundhaltungen hinaus auch die Einzelfallent-
scheidung beeinflußt. Neuere Forschungsergeb-
nisse stimmen eher skeptisch.
Nicht zufällig betont das Bundesverfassungsgericht
die von einer Strafnorm ausgehende „Femwir-
kung“. Es führt überdies aus, das Gesetz sei nicht
nur Instrument zur Steuerung gesellschaftlicher
Prozesse nach soziologischen Erkenntnissen und
Prognosen, sondern solle auch verdeutlichen, was
für den einzelnen Recht und Unrecht ist77). Die
symbolische Funktion des Strafrechts lebt aller-
dings weitgehend von der Uninformiertheit und
fehlenden Aufklärung der Normadressaten über
die mangelnde Durchsetzbarkeit strafrechtlicher
Normen78).

77) BVerfGE 39. S. 57 ff.

Angesichts der begrenzten Einflußmöglichkeiten
des Strafrechts auf die konkrete Entscheidung für
das Austragen der Schwangerschaft richtet sich das
Augenmerk um so mehr auf außerstrafrechtliche
Maßnahmen zum Schutz des ungeborenen Le-
bens79 ). An dieser Problemlage wird deutlich, daß
und wie sehr Rollen- und Wertewandel. Bindungs-
verluste sowie veränderte Toleranz zur Verflüchti-
gung des Verbrechens und seiner Spuren führen,
aber auch eine überzeugende soziale Konfliktlö-
sung erschweren, die überdies dem Lebensschutz
die gebührende Achtung zollt.



subjektiven Sinns der biologisch zweckmäßig ver-
laufenden Evolution sind dabei unverzichtbar9).
Wenig hilfreich aber ist es, wenn gerade kirchlich
gebundene Vertreter die Personalität der Embryo-
nen vom Moment der Verschmelzung des Erbgutes
an ausschließlich mit dem Hinweis auf biologische
Argumente zu begründen versuchen. Sie erschwe-
ren damit nämlich unnötigerweise den Dialog mit
denen, die Schwierigkeiten haben, den moralischen
Wert des menschlichen Lebens in frühen Entwick-
lungsstadien anzuerkennen. Darüber hinaus leisten
sie auch dem biologischen Mißverständnis des Men-
schen Vorschub, demzufolge dieser bloß ein Lebe-
wesen wie alle anderen Lebewesen ist.
Vor allem muß unter Hinzuziehung anderer fach-
wissenschaftlicher Erkenntnisse noch differenzier-
ter herausgearbeitet werden, welchen Wert dieses
Leben in sich selbst und für uns alle besitzt, welche
Qualität es hat. Dabei wird aufzuzeigen sein,
warum es sowohl im Interesse des Gemeinwohls als
auch im wohlverstandenen Eigeninteresse des vor-
geburtlichen Lebens liegt, dieses Leben aufrechtzu-
erhalten. Je überzeugender es gelingt, die anthro-
pologische Bedeutung des ungeborenen Lebens in
umfassender Weise darzustellen, desto wirksamer
wird man die Ehrfurcht vor diesem Leben wecken
und vertiefen können.

4. Zur Frage nach der Sinnhaftigkeit jeglichen
menschlichen Lebens

Mit Berufung auf die sogenannte kindliche Indika-
tion werden einerseits eine ganze Anzahl von ge-
sunden Feten abgetrieben, bei denen Anlaß zum
Verdacht einer Erbkrankheit oder einer sonstigen
vorgeburtlichen Schädigung besteht10). Anderer-
seits werden anscheinend zunehmend Feten mit
verhältnismäßig begrenzten gesundheitlichen Be-
hinderungen abgetrieben, deren Behinderungen in-
folge einer verbesserten Frühdiagnose zunehmend
erkannt werden. Dazu kommt neuerdings die selek-

tive Abtreibung sogenannter „überzähliger“ Mehr-
linge nach hormonaler Sterilitätsbehandlung oder
nach Embryotransfer11).
Die kindliche Indikation wird weithin als ein die
Abtreibung rechtfertigender bzw. entschuldigender
Tatbestand angesehen. Außerdem sind viele der
Meinung, daß die Voraussetzungen für eine kindli- 
ehe Indikation häufiger vorhanden sind als es nach
der Rechtslage der Fall ist. Es wird behauptet, daß
es viele Gründe geben kann, die die Abtreibung
berechtigen, und zwar im Interesse des zu erwarten-
den lebensunwerten Lebens des ungeborenen Kin-
des. Die Gründe reichen bis zu den schlechten Zu-
kunftsaussichten für einen angemessenen Arbeits-
platz und den Gefahren künftiger atomarer Verseu-
chung.
Diese Einstellung ist außerordentlich problema-
tisch nicht nur. weil sie zu einer unverantwortlichen
Ausweitung der Verstöße gegen das Lebensrecht
der Ungeborenen führt und unzulängliche Lebens-
qualität als einen hinreichenden Grund dafür an-
sieht, ein Leben als lebensunwert anzusehen und
infolgedessen zu töten. Sie führt vielmehr auch zu
einer verhängnisvollen Ausweitung der Intoleranz
gegenüber den aufgrund vorgeburtlicher Schäden
Behinderten und gegenüber den Behinderten im
allgemeinen, deren Leben dadurch noch zusätzlich
erheblich erschwert wird.
Eine Verringerung der Abtreibungszahlen hängt
vor diesem Hintergrund von einer tiefgreifenden
Neubesinnung über den Sinn des menschlichen Le-
bens ab. Hier zeigt sich u. a. besonders deutlich,
welchen Beitrag die Kirchen zur Senkung der Ab-
treibungszahlen leisten können: daß sie nämlich die
Frage nach dem Sinn des Lebens für viele Men-
schen zeitgemäßer beantworten und ihre Deutung
des Lebenssinns überzeugender vermitteln. Dazu
muß dann selbstverständlich auch der entschiedene
soziale und caritative Einsatz für Behinderte weiter-
geführt werden.

III. Förderung von Mutterschaft
als eine Möglichkeit weiblicher Selbstverwirklichung

1. Abtreibung als Befreiung vom Gebärzwang?

Zahlreiche Frauen sehen eine Abtreibung als letz-
ten vernunftgesteuerten Ausweg aus dem Gebär-
zwang. Während Männer sich der Verantwortung

für ihr Kind dadurch entziehen können, daß sie die
schwangere Mutter allein lassen, können sich 
Frauen der Verantwortung für ihr Kind vor der
Geburt des Kindes nur durch Abtreibung entzie-
hen. Von daher ist es verständlich, daß schwangere
Frauen die gleiche Freiheit wie ihre Geschlechts-
partner suchen, die infolge einer unerwünschten
Schwangerschaft keinem Gebärzwang ausgesetzt
sind. Sie wollen ihre Freiheit verwirklichen, indem

11) Nur ein Zwilling war erwünscht — Selektive Abtreibung,
in: FAZ vom 17. März 1988.



sie sich in einer ihnen ausweglos erscheinenden Si-
tuation vernunftgesteuert gegen die Natur und für
die Abtreibung entscheiden. Solange Frauen je-
doch davon ausgehen, daß sie den Männern gegen-
über so lange nicht wirklich gleichberechtigt sind,
wie sie einem naturhaften Gebärzwang unterliegen,
wird in ihrem berechtigten und nötigen Kampf um
Gleichberechtigung die Abtreibung immer ein ganz
wichtiges Instrument zur Erreichung jener Art von
Gleichberechtigung sein.
Man muß deshalb klären, warum die Abtreibung
kein geeignetes Mittel zur Befreiung von unberech-
tigter Benachteiligung durch die Männer und zur
Erlangung von angemessener Gleichberechtigung
ist. Dazu ist es vor allem nötig, bewußt zu machen:
Männer, die zu Lasten der Mutter der Verantwor-
tung für ihr Kind ausweichen, vollziehen damit kei-
neswegs eine vernunftgesteuerte Befreiungstat,
sondern entziehen sich in irrationaler Weise einer
Zwangssituation, für die sie zwar mitverantwortlich
sind, der sie sich aber nicht gewachsen fühlen. Ein
solches Verhalten ist sicher kein vernünftiges eman-
zipiertes Vorgehen. Dasselbe gilt für die Frau,
wenn sie eine Schwangerschaft, die sie als Gebär-
zwang empfindet, durch eine Abtreibung been-
det.

2. Frauen und Männer sind gleichwertig und
gleichberechtigt, aber nicht gleich

Um zu verstehen, daß eine Schwangerschaft keine
Beeinträchtigung der Frauen gegenüber den Män-
nern bedeutet, muß man bedenken: Frauen und
Männer sind ihrer menschlichen Natur nach zwar
gleichwertig und in dem Maße auch gleichberech-
tigt, wie sie gleichermaßen Mensch sind und des-
halb an der Menschenwürde teilhaben. Sie sind wei-
terhin von Natur und Menschenwürde her gleicher-
maßen verantwortlich für die Entstehung neuen
Lebens, aber Frauen und Männer sind nicht in jeder
Hinsicht gleich. Sie sind vor allem während der Zeit
der Schwangerschaft in unterschiedlicher Weise
verantwortlich für die Erhaltung und Entfaltung des
von ihnen verantworteten neuen Lebens. Sie haben
von Natur aus unterschiedliche Fähigkeiten und
Aufgaben und insofern auch unterschiedliche
Rechte und Pflichten. Einer der wichtigsten Unter-
schiede zwischen Mann und Frau besteht darin, daß
allein die Frau ein Kind empfangen und austragen
kann. Hieraus erwachsen für Frauen spezifische
Möglichkeiten, Rechte und Pflichten. Diese sollte
man nicht zu ändern versuchen, um mehr Gleich-
heit mit Männern zu erreichen. Vielmehr sollte man
erheblich mehr dafür tun, die Männer zur Über-
nahme ihrer Verantwortung gegenüber der Mutter
und dem gemeinsamen ungeborenen Kind zu bewe-
gen.

3. Formen der Selbstverwirklichung aufgrund
unterschiedlicher Lebensformen

Durch eine ungewollte Schwangerschaft stellen sich
den Frauen nicht nur Probleme. Vielmehr erschlie-
ßen sich auch Chancen weiblicher Selbstverwirkli-

chung, die ausschließlich Müttern offenstehen. Sie
sollten diese nutzen, um die neue Lebensphase po-
sitiv zu gestalten.

Mutterschaft eröffnet die Möglichkeit für spezifi-
sche Formen weiblicher Selbstverwirklichung, die
keineswegs geringer sind als andere Formen der
Selbstverwirklichung. Denn: Männer und Frauen
haben allein oder gemeinsam als Paare, aber ohne
Kinder, bestimmte Möglichkeiten zu ihrer Selbst-
verwirklichung, die innerhalb einer Familie nicht
möglich sind und die vor allem den Eltern wegen
der Notwendigkeit der Sorge für ihre Kinder ver-
schlossen sind. Aber diese Formen der Selbstver-
wirklichung verschließen gleichzeitig andere Chan-
cen, die nur in Familien möglich sind und vor allem
Müttern mit ihren Aufgaben der Zuwendung zu
den ihnen anvertrauten und von ihnen abhängigen
Kindern offenstehen. Ob die eine oder andere Art
der Selbstverwirklichung größere oder geringere
Chancen eröffnet, hängt einerseits davon ab, wel-
che Art der Selbstverwirklichung man selbst vor-
zieht, und andererseits davon, welche Nachteile für
die Verwirklichung dieser oder jener Art der Selbst-
verwirklichung man in Kauf nehmen will und
muß.

Gegenwärtig entscheiden sich viele Frauen bei uns
gegen die Mutterschaft. Das zeigt sich besonders
deutlich an den relativ wenigen Geburten und den
relativ vielen Abtreibungen. Diese begrenzte Beja-
hung der Mutterschaft liegt darin begründet, daß
vielen Frauen (und auch Männern) ein Leben, wie
es Frauen und Männer ohne Kinder führen, attrak-
tiver erscheint als eine Existenz als Mutter (und
Vater). Ein anderer Grund muß darin gesehen wer-
den, daß bei uns Familien, vor allem alleinerzie-
hende Mütter, gegenüber den Menschen ohne Kin-
der in vielerlei Hinsicht tatsächlich so erheblich be-
nachteiligt sind, daß dadurch die Vorteile nicht auf-
gewogen werden, die die Mutterschaft (und Vater-
schaft) mit sich bringt.

Bei all dem darf man nicht übersehen, daß eine
schwangere Frau Selbstverwirklichung unabhängig
von Mutterschaft nur um den Preis der Tötung ihres
(und ihres Partners) ungeborenen Kindes erreichen
könnte. Das aber ist eine Alternative, die nach der
Auffassung vieler unbedingt zu vermeiden ist und
nach der Meinung anderer so weit wie irgend mög-
lich vermieden werden sollte.
Es liegt nicht nur im Interesse der Senkung der
Abtreibungszahlen, sondern auch einer sinnvollen
Frauen- (und Männer-) -emanzipation, Wege zu
einer Lebensgestaltung zu finden, die den Schwan-
geren ebenso wie ihren Kindern eine solche men-
schenwürdige Verwirklichung ihres Lebens ermög-
licht, daß ihnen die Abtreibung nicht als ein Aus-
weg aus einer durch Schwangerschaft entstandenen
Selbstentfremdung erscheint. Von daher müssen
Lebensbedingungen geschaffen werden, unter de-
nen sich beide Partner und das neue Leben, für das
beide verantwortlich sind, menschengerecht entfal-
ten können. Dafür tragen die staatliche Gemein-
schaft und alle gesellschaftlichen Kräfte erhebliche



Mitverantwortung. Auf dieser Grundlage sind
Frauenemanzipation und gleichzeitige wohlverstan-
dene Männeremanzipation notwendige Prozesse,
die alle gesellschaftlichen Kräfte fördern sollten.

4. Schwangerschaft und Mutterschaft als Chancen
der Selbstverwirklichung

Abtreibungen können zu einem erheblichen Teil
dadurch verhindert werden, daß die Notlagen von
schwangeren Frauen wirksam bekämpft werden.
Solche Maßnahmen dienen der Förderung echt
partnerschaftlicher Verantwortung von Männern
und Frauen und der wirtschaftlichen und sozialen
Befreiung der Frauen. Denn solche Maßnahmen

zielen darauf ab, den Frauen zu helfen, ohne grö-
ßere wirtschaftliche und soziale Benachteiligungen
zu ihrem Kind „ja“ zu sagen.

Die Stabilisierung und sogar Ausweitung von Indi-
kationen dient demgegenüber nicht der Befreiung
schwangerer Frauen vom sogenannten Gebär-
zwang, sondern vielmehr der Aufrechterhaltung
der bei uns herrschenden Verhältnisse, die es den
Kinderlosen und speziell den Männern ermögli-
chen, die Verantwortung für ihre Kinder einseitig
deren Müttern anzulasten und sich selbst ihrer Mit-
verantwortung für Kinder in hohem Ausmaß zu
entziehen.

IV. Solidarische Hilfen für schwangere Frauen und
ihre ungeborenen Kinder

1. Stärkung der Partnerbeziehung und
gemeinsame Verantwortung für das Kind

Da Abtreibungen in erster Linie auf Partnerschafts-
konflikte zurückzuführen sind ) , erscheint es vor12 -
dringlich, eine konstruktive und tragfähige Partner-
beziehung zu gestalten. Diese ist ein ganz wesentli-
cher Einflußfaktor zur Verringerung der Abtrei-
bungszahlen.
Aber es besteht bislang eine beachtliche Ratlosig-
keit, welche wirksamen Schritte man unternehmen
kann, um Partnerschaftskonflikte Schwangerer zu
vermeiden bzw. abzubauen. Sehr oft ist der Auslö-
ser für solche Konflikte das nicht vorhandene Ver-
antwortungsbewußtsein der Männer für das von ih-
nen gezeugte Kind und für ihre schwangere Partne-
rin. So wie es darauf ankommt, daß die Mütter ler-
nen müssen, ihre Mutterschaft als eine spezifische
und privilegierte Form weiblicher Selbstverwirkli-
chung zu erfahren und zu gestalten, kommt es ge-
nauso stark darauf an, daß die Männer lernen, in 
der Bejahung ihrer Vaterschaft ebenfalls eine Mög-
lichkeit zur Selbstverwirklichung zu erfahren, durch
die ihr Dasein bereichert werden kann. Auch für
die Väter müssen deshalb vielfältige Angebote be-
reitgestellt werden, die es ihnen erleichtern, sich 
mit ihrer Vaterschaft zu identifizieren und die damit
verbundenen Aufgaben positiv wahrzunehmen.
Vor allem neue Wege bei der Regelung der Arbeits-
zeit und bei der Aufteilung der Tätigkeiten von

Frau und Mann füreinander und für die Kinder
zielen in diese Richtung. Alle Angebote, die eine
stärkere Identifizierung der Männer mit ihrer
Vaterschaft fördern, wären zudem Beiträge, von
Symptomen einer „vaterlosen Gesellschaft“ )
wegzukommen.

13

Die Väter sollten in jedem Fall von Anfang an in
vollem Umfang in die Schwangerschaftsberatung
einbezogen werden. Dies sollte ganz besonders für
die Schwangerschaftskonfliktberatung gelten. So-
lange dies jedoch nicht gewährleistet ist. muß allen 
Frauen, die nicht die notwendige Solidarität ihres
Partners erfahren, diese im Sinne der Hilfe zur
Selbsthilfe seitens der Gesellschaft umfassend ge-
währt werden. Praktische Solidarität ist vor allem
deshalb notwendig, weil viele Frauen mit einem
keineswegs schon festgelegten Abtreibungsvorha-
ben zur Schwangerschaftskonfliktberatung kom-
men.

2. Abbau wirtschaftlicher Benachteiligungen

Erhebliche wirtschaftliche Benachteiligungen de-
rer, die Kinder haben, gegenüber Kinderlosen sind
nicht nur für den weitgehenden Verzicht vieler
Menschen auf Kinder maßgeblich, sondern auch für
Abtreibungen ). Der Standpunkt, daß man kein
Kind töten darf, um wirtschaftlichen Nachteilen zu
entgehen, ist nur zu gut nachvollziehbar; gerade
deshalb muß man auch zur Kenntnis nehmen, daß
es ungerecht ist, von denen, die Kinder bekommen,
größere wirtschaftliche Opfer zu verlangen als von
jenen, die keine Kinder bekommen oder weniger
Kinder haben. Vor allem muß man Verständnis
dafür aufbringen, daß viele wirtschaftlich und sozial
Benachteiligte eher an die Grenze ihrer Opferbe-
reitschaft stoßen als andere.



Wenn man die Abtreibungszahlen wirklich senken
will, muß man in einer materialistisch orientierten
Gesellschaft ganz entschieden dafür sorgen, daß
ungerechtfertigte wirtschaftliche Benachteiligun-
gen beseitigt werden. Die wirtschaftlichen Hilfen,
die gegenwärtig durch staatliche Subventionen
schwangeren Frauen mit wirtschaftlichen Proble-
men angeboten werden, können diese Benachteili-
gungen in akuten Krisen vielleicht bis zu einem
gewissen Grad auffangen. Aber sie sind in keiner
Weise geeignet, die finanziellen Nachteile derer zu
beseitigen, die Kinder haben, und die Probleme der
wirtschaftlich Benachteiligten wirklich zu lösen.
Man muß sich deshalb darüber im klaren sein, daß
alle, die sich nicht vehement für den Abbau der
wirtschaftlichen Diskriminierung derer, die Kinder
haben, und für eine wirksame Unterstützung
Schwangerer in wirtschaftlicher Not einsetzen, bis
zu einem gewissen Grad indirekt dem Abtreibungs-
entschluß Schwangerer Vorschub leisten. Umge-
kehrt gilt natürlich ebenso: Wer sich für ein Recht
auf Abtreibung aus derartigen Gründen einsetzt,
trägt sicher zur Stabilisierung einer ungerechten
und kinder-, trauen- und familienfeindlichen Wirt-
schaftsordnung bei.

3. Überwindung von Diskriminierungen

Ein weiterer wichtiger sozialer Grund für Abtrei-
bungen liegt in der heuchlerischen moralischen Dis-
kriminierung von ledigen, verwitweten und geschie-
denen Frauen, die ein Kind erwarten. Während

unsere Gesellschaft auf der einen Seite gegenüber
vor- und außerehelichen Geschlechtsbeziehungen
sehr tolerant ist, wird dieser Personenkreis immer
noch als unmoralisch angesehen. Da ist es nicht ver-
wunderlich, daß ungefähr die Hälfte aller Abtrei-
bungen bei diesen Frauen vorgenommen wird15),
allerdings nicht nur aus Furcht vor Diskriminierun-
gen. Dennoch bleibt festzuhalten: Jeder, der sich an
dieser Form der Ausgrenzung beteiligt, macht sich
an der Abtreibung strukturell mitschuldig. Wer sich
aber für den Abbau solcher Diskriminierung ein-
setzt und den nicht verheirateten Müttern und ihren
Kindern genauso positiv begegnet wie verheirate-
ten Müttern und ihren Kindern, trägt umgekehrt
zumindest indirekt dazu bei. daß bei uns weniger
Kinder abgetrieben werden. Vor allem nicht verhei-
ratete Mütter selbst, die den Mut haben, ihr Kind
auszutragen, machen mit ihrer Haltung auch ande-
ren Frauen in vergleichbaren Situationen Mut, ei-
ner Abtreibung zu widerstehen.

Übrigens werden auch Eltern mit mehreren Kin-
dern, die ein weiteres Kind erwarten, in erstaunlich
hohem Ausmaß als asozial angesehen. Deshalb
liegt es im Interesse der Verringerung der Abtrei-
bungen, daß wesentlich größere Anstrengungen un-
ternommen werden, um die sozialen Verdienste der
Mehrkinder-Familien entsprechend zu würdigen.
Die verhältnismäßig vielen Abtreibungen, die bei
Müttern mit mehreren Kindern erfolgen, sind näm-
lich zweifellos auch durch die soziale Diskriminie-
rung der Mehrkinder-Familien mitbedingt16).

V. Für eine kinder- und frauenfreundliche Gesellschaft

1. Keine moralische Verurteilung von Frauen, die
abgetrieben haben

Man darf Frauen, die abgetrieben haben oder ab-
treibungswillig sind, moralisch nicht verurteilen.
Das gilt nicht nur, weil sie ihr Verhalten subjektiv
nicht als grundlegend falsch empfinden und nicht
selten sogar als zwangsläufig erforderlich betrach-
ten, sondern vor allem, weil man über niemanden
moralisch richten darf. Dies entspricht nicht nur der
christlichen Grundüberzeugung, sondern eine sol-
che Haltung ist auch für ein friedliches Zusammen-
leben in einer pluralistischen Gesellschaft unab-
dingbar.
Aus rechtlichen und moralischen Gründen muß
man den Abtreibungswillen von Frauen, die sich 
aufgrund eines schweren Notstandes zu einer Ab-
treibung entschließen, tolerieren. Aus dieser Über-
legung heraus hat sich z. B. die Deutsche Bischofs-
konferenz in Absprache mit dem Vatikan dazu ent-
schlossen. Beratungsstellen für Schwangere in Not-
und Konfliktsituationen nur dann kirchlich anzuer-
kennen, wenn die Mitarbeiter dieser Beratungsstel-
len dazu bereit sind, gesetzlich vorgeschriebene Be-
scheinigungen über bei ihnen erfolgte Beratungen
auszustellen. Diese Bescheinigungen braucht man
als eine von mehreren Voraussetzungen (nur) dazu.

um eine Abtreibung aus sozialer Indikation zu er-
reichen. Die Bischöfe nehmen also eine unter Um-
ständen entfernte materielle Mitwirkung an einer
sittlich unerlaubten Abtreibung als vermeintliches

. Übel in Kauf, weil sie der Ansicht sind, daß durch
die Tätigkeit der kirchlichen Beratungsstellen die
Zahl der Abtreibungen eher gesenkt als vermehrt
wird.
Tatsächlich stellt sich die Abtreibungsproblematik
bei den verschiedenen betroffenen Frauen sehr un-
terschiedlich dar. Die einen empfinden diese sehr
stark, andere weniger und wieder andere kaum
oder gar nicht. In einer pluralen Gesellschaft mit
unterschiedlichen Subkulturen existieren selbstver-



ständlich verschiedene Einstellungen mit sehr un-
terschiedlichen Wertauffassungen zu vielfältigen
Sachverhalten und Problemen nebeneinander. Dies
muß auch bei der Abtreibungsproblematik berück-
sichtigt werden.
Das bedeutet jedoch nicht, daß man den eigenen
sittlichen Standpunkt zur Abtreibung preisgeben
oder in Frage stellen muß, soweit man ihn guten
Gewissens als gerechtfertigt ansieht. Die Toleranz-
forderung gegenüber den Andersdenkenden und
-entscheidenden ist gerade auch bei der Abtrei-
bungsproblematik von zentraler Bedeutung. Nur
wenn gleichzeitig selbstsichere und selbstkritische
Toleranz vorhanden ist, besteht nämlich Aussicht,
daß die Polarisierung zwischen Abtreibungsgeg-
nem und -befürwortern zunehmend einer Bereit-
schaft zu einem konstruktiven Dialog darüber
weicht, wie Abtreibungen möglichst weitgehend
vermieden werden können.

2. Einsatz für eine kinder- und frauenfreundliche
Gesellschaft

Man sollte sich klar sein, daß die Abtreibungszah-
len bei uns auch deshalb so hoch sind, weil unsere
Gesellschaft gegenüber Kindern kühl und distan-
ziert und oft sogar feindlich ist. Auch um zu errei-
chen. daß die Zahl der Abtreibungen spürbar ge-
senkt wird, ist es deshalb dringend nötig, sehr ge-
zielt auf einen Abbau des bei uns weithin vorherr-
schenden kinderfeindlichen Klimas hinzuwirken.

Eine kinderfreundliche Gesellschaft muß unbe-
dingt auch frauenfreundlich sein, weil das Leben,
Überleben und Wohlbefinden der Kinder entschei-
dend von der Lebensqualität der Mütter abhängt.
Viele Frauen werden sich heute ihrer Rechte viel
deutlicher bewußt, und sie fordern sie auch ent-
schiedener ein. Als Grund für Abtreibungen geben
Frauen häufig ungünstige Lebensbedingungen an.
Sie empfinden es oft als unzumutbar, Kinder zu
haben. Sie meinen, sie dürften abtreiben, weil ih-
nen durch ihre Schwangerschaft die elementaren
Voraussetzungen für ihre Selbstverwirklichung ent-
zogen würden.

Vor diesem Hintergrund muß man noch entschie-
dener alle Maßnahmen fördern, die alleinstehen-
den Frauen das Aufziehen und die Erziehung ihrer
Kinder erleichtern und es ihnen ermöglichen, ihren
beruflichen, individuellen und gesellschaftlichen
Interessen ebenso nachgehen zu können wie die
Mitmenschen, die weniger oder gar nicht durch die
Verantwortung für Kinder beansprucht sind. Auch
im Interesse der Senkung der Abtreibungszahlen
schließt dies unter anderem Bemühungen um ver-
besserten Mutterschutz, mehr Teilzeitarbeitsplätze,
mehr Kinderkrippen, bessere Kindergärten und
mehr Ganztagsschulen ein. So wird auch in diesem
Zusammenhang deutlich: Hohe Abtreibungszahlen
sind in großem Ausmaß ein Symptom für die Kin-
der-, Frauen- und Familienfeindlichkeit unserer
Gesellschaft, die abgebaut werden müssen.

VI. Vorbeugung von Abtreibungen
durch Verhinderung unerwünschter Schwangerschaften

Wenn es gelingt, daß unerwünschte Schwanger-
schaften soweit wie nur irgend möglich überhaupt
nicht zustande kommen, wird dadurch potentiellen
Abtreibungen wirksam vorgebeugt. Überdies wür-
den viele unnötige Probleme verhindert, die für die
betroffenen Frauen, Kinder und Männer aufgrund
einer unerwünschten Schwangerschaft oft auch
dann entstehen, wenn auf eine Abtreibung verzich-
tet und das zunächst unerwünschte Kind angenom-
men und ausgetragen wird. Viele Gründe, die ge-
gen eine Schwangerschaft sprechen, bleiben näm-
lich auch im Falle einer verantwortungsvollen Beja-
hung eines zunächst unerwünschten Kindes beste-
hen.

1. Verantwortliche Empfängnisregelung als Mittel
zur Vorbeugung von Abtreibungen

Offensichtlich wird beim Geschlechtsverkehr oft-
mals die Möglichkeit einer Schwangerschaft zu we-
nig bedacht. Wenn es dann doch zu einer unerwar-
teten und oft auch objektiv unerwünschten Schwan-
gerschaft kommt, wird diese nicht selten durch Ab-
treibung beendet. Abtreibung wird damit nachträg-

lich zu einer alternativen Methode der Geburtenre-
gelung ).17

Grundvoraussetzung für Erfolge bei der Vermei-
dung unerwünschter Schwangerschaften ist des-
halb, daß das Bewußtsein dafür geschärft wird,
wann man die Möglichkeit einer Zeugung bzw.
Empfängnis eingehen darf oder gar soll, und unter
welchen Umständen man das Risiko hierzu unbe-
dingt vermeiden muß. Deshalb muß die praktische
Fähigkeit zur Familienplanung wesentlich vertieft
werden; dies ist die Fähigkeit, selbständig und ver-
antwortlich zu bestimmen, wann eine Schwanger-
schaft erwünscht ist und wie groß eine Familie unter
bestimmten Umständen werden sollte. Dies erfor-
dert auf der anderen Seite auch die sichere Kenntnis
und ggf. Anwendung empfängnisverhütender Maß-
nahmen.



Tatsächlich muß man immer wieder feststellen, daß
die Fähigkeit dazu bei vielen Menschen stark unter-
entwickelt ist. Deshalb sind hier entscheidende und
wirksame Hilfen unterschiedlicher gesellschaftli-
cher Kreise, besonders auch der Kirchen und des
Staates, notwendig.

2. Unerwünschten Schwangerschaften vorbeugen

Wenn vor allem dafür Sorge getragen werden muß,
daß keine Kinder mehr unverantwortlich gezeugt
bzw. empfangen werden, besteht die grundlegende
moralpädagogische Herausforderung darin, jeder-
mann möglichst weitgehend dazu zu befähigen und
zu motivieren, nicht das Risiko einer unverantwort-
lichen Schwangerschaft herbeizuführen. Dies ist
das entscheidende Ziel. Die damit verbundene Auf-
gabe wurde von der Moralpädagogik bislang zu
wenig wahrgenommen und muß künftig erheblich
intensiviert werden.

Insbesondere Jugendliche unterschätzen das Risiko
einer Schwangerschaft. Von daher kommt es bei
ihnen in zunehmendem Ausmaß zu Frühschwan-
gerschaften. Da diese sehr häufig eine Abtreibung
zur Folge haben, ist es nötig, daß der Zusammen-
hang zwischen Geschlechtsverkehr und Fortpflan-
zung in zeitgemäßer Weise stärker thematisiert
wird. Es scheint nämlich gerade bei Jugendlichen
das Bewußtsein unterentwickelt zu sein, wie leicht
Geschlechtsbeziehungen zu einer Schwangerschaft
führen können. Hieraus folgt, daß besonders im
Interesse der Vorbeugung von Abtreibungen insbe-
sondere Jugendliche dazu motiviert werden müs-
sen, die möglichen Konsequenzen realistischer zu
erkennen.

Bekanntlich sind viele Erzieher zurückhaltend, die
nötige Aufklärung und Motivation zu vermitteln.
Dazu kommt, daß nicht eindeutig geklärt ist, wer
für diese Aufgaben zuständig ist und wie diese ange-
packt werden sollen. Bezeichnend dafür ist der
lange Streit über die Notwendigkeit sowie die Art
und Weise schulischer Sexualaufklärung und -erzie-
hung.

Außer bei Jugendlichen stößt die Vorbeugung un-
erwünschter Schwangerschaften offenkundig auch
bei einer großen Anzahl verheirateter Paare auf
erhebliche Probleme. In unserer Gesellschaft wer-
den nämlich fast die Hälfte aller Abtreibungen bei
verheirateten Frauen und insgesamt mehr als die
Hälfte aller Abtreibungen bei Frauen mit einem
oder mehreren Kindern vorgenommen. Das läßt
darauf schließen, daß diese Frauen bzw. Paare ent-
weder zu einer sicheren Vorbeugung unerwünsch-
ter Schwangerschaften nicht in der Lage waren oder
die Abtreibung als eine alternative Methode der
Geburtenregelung bewußt einsetzen. Dies bedeu-
tet, daß hinsichtlich einer angemessenen Vorbeu-
gung unerwünschter Schwangerschaften noch viel-
fältige Informations- und Motivationsarbeit gelei-
stet werden muß.

3. Mitverantwortung der Männer für die
Empfängnisregelung

Daß viele Frauen unverhofft und unerwünscht
schwanger werden, hat wesentlich auch damit zu
tun, daß zahlreiche Männer ihre Verantwortung für
eine sinnvolle Schwangerschaftsverhütung bzw. Fa-
milienplanung völlig unzureichend wahrnehmen
und häufig ganz verdrängen. Kommt es zu einer
unerwünschten Schwangerschaft, drängen sie oft-
mals zu einer Abtreibung.

Im Interesse einer möglichst wirksamen und ange-
messenen Schwangerschaftsverhütung bzw. Famili-
enplanung ist es deshalb außerordentlich wichtig,
daß die Mitverantwortung des Mannes in dieser
Hinsicht wesentlich nachdrücklicher zur Geltung
kommt. Denn Mann und Frau sind sowohl für Zeu-
gung und Empfängnis einerseits als auch für die
Empfängnisverhütung andererseits gleichermaßen
verantwortlich. Eine wirksame Schwangerschafts-
verhütung ist von daher um so eher gegeben, wie
beide Partner diese Frage nicht verdrängen, son-
dern vielmehr miteinander darüber sprechen und
sich in der Wahl der Methode einig sind. Das ent-
spricht auch einem angemessenen Bild von Partner-
schaft und Gleichberechtigung zwischen Frau und
Mann.

4. Streit um Empfängnisverhütung

Die Vorbeugung von unerwünschten Schwanger-
schaften ist zwar ein geeignetes Mittel zur Vorbeu-
gung von Abtreibungen. Dies ist jedoch auslegungs-
bedürftig. Denn die Meinungen über die zweckmä-
ßigen und angemessenen Mittel zur Empfängnis-
verhütung bzw. Familienplanung gehen weit aus-
einander. So besteht in weiten Teilen unserer Be-
völkerung Übereinstimmung darin, zum Zweck der
Empfängnisverhütung alle künstlichen Methoden
anwenden zu dürfen, sofern beide Partner dies
wünschen bzw. damit einverstanden sind. Im Ge-
gensatz zu dieser Position gibt es in anderen Kreisen
der Bevölkerung zum Teil erhebliche Vorbehalte
dagegen, ja sogar grundsätzliche Ablehnung. Diese
wird vor allem innerhalb der katholischen Kirche
stark vertreten. Der Streit um die angemessenen
Methoden zur Empfängnisverhütung führt bei vie-
len Menschen zu erheblichen Unsicherheiten bei
der Verhinderung unerwünschter Schwangerschaf-
ten.

Diese sind vor allem damit zu erklären, daß viele,
vor allem kirchlich gebundene Menschen, meinen,
die künstliche Empfängnisverhütung sei zwar viel-
leicht ein kurzfristig und im Einzelfall scheinbar
angemessenes, nicht aber ein auf Dauer angebrach-
tes und mit dem Gemeinwohl übereinstimmendes
Mittel zur Vorbeugung unerwünschter Schwanger-
schaften. Man dürfe deshalb das Ziel der Vorbeu-
gung unerwünschter Schwangerschaften nicht um
den Preis anstreben, daß man dafür unter Umstän-
den die sogenannte künstliche Empfängnisverhü-
tung anwendet.



Im Interesse einer möglichst wirksamen und an-
gemessenen Vorbeugung von unerwünschten
Schwangerschaften muß noch gründlicher über die
Frage nachgedacht werden, welcher Stellenwert der
Vorbeugung unerwünschter Schwangerschaften im
Kontext von möglichen Abtreibungen und unter-
schiedlichen Methoden der Empfängnisverhütung
zukommt. Nur so kommt der Streit um die Metho-
den, die bei der Vorbeugung unerwünschter
Schwangerschaften und der aus ihnen sich ergeben-
den Abtreibungen anzuwenden sind, in die richtige
Perspektive.

Man darf deshalb die Diskussion über das Für und
Wider der sittlichen Erlaubtheit der Empfängnis-
verhütung nicht abbrechen, bloß weil inzwischen
eine gewisse Verhärtung der gegensätzlichen Stand-
punkte erfolgt ist.

Vielmehr muß danach gefragt werden, warum es
dazu kommen konnte, obwohl die Probleme, die zu

den verschiedenen Auffassungen führen, offenkun-
dig und die konkreten Möglichkeiten zu ihrer Lö-
sung keineswegs offenkundig sind. Man wird dann
zu dem Ergebnis kommen, daß sowohl Befürworter
als auch Gegner der Empfängnisverhütung ein ge-
meinsames Interesse an einer sinnvollen Familien-
planung haben und gleichermaßen interessiert sind,
Wege zu ihrer zweckmäßigen und angemessenen
Verwirklichung zu finden.
Die Vorbeugung unerwünschter Schwangerschaf-
ten ist auch ein ganz wichtiges Mittel zur Senkung
der Abtreibungszahlen. Deshalb muß man um
mehr Gemeinsamkeit und Miteinander auf dem
Gebiet der Vorbeugung unerwünschter Schwanger-
schaften bemüht sein. Unsere Gesellschaft — ins-
besondere die Kirche — würde sich sonst zu Recht
dem Vorwurf aussetzen, aufgrund theoretischer
Überlegungen und ideologischer Verkrustungen
den praktischen und sittlich engagierten Schutz des
ungeborenen Lebens zu vernachlässigen.

VII. Förderung der Fähigkeit
zu verantwortungsvoller Gewissensentscheidung

1. Das Selbstbestimmungsrecht und die Gewissens-
freiheit bei Empfängnisverhütung und Abtrei-
bung

Möglichst alle Betroffenen sollten in die Lage ver-
setzt werden, nach ihrem Gewissen selbst entschei-
den zu können, welche Methode der Empfängnis-
verhütung für sie selbst in ihrer Situation sicher und
angemessen ist. Die Entscheidungen darüber, ob
ein Kind erwünscht ist und wie ungewollten
Schwangerschaften vorzubeugen ist. haben auf-
grund ihres Selbstbestimmungsrechts und ihres
Rechts auf Gewissensfreiheit letztlich die betroffe-
nen Paare selbst zu treffen. Dabei müssen sie die
sittlichen und rechtlichen Prinzipien und Normen
beachten; sie müssen diese im Rahmen ihrer Kom-
petenz und Verantwortung selbständig interpretie-
ren und anwenden. Beide Partner müssen die Ver-
antwortung übernehmen, wenn sie eine Schwanger-
schaft herbeiführen ).18

Ebenso sollten sie dazu befähigt werden, selbst dar-
über entscheiden zu können, wie eine Abtreibung
in ihrer Situation sittlich zu bewerten ist und ent-
sprechend zu handeln. Sie müssen auch in dem
Rahmen, in dem eine Abtreibung legitim bzw. legal
durchgeführt werden soll, die Verantwortung für
die Folgen der Entscheidung zur Abtreibung über-
nehmen. Aber die Entscheidung zur Abtreibung
kann letztlich nur die Mutter selbst fällen. Nur sie
allein kann entscheiden, ob eine Abtreibung für sie
der einzig gangbare Weg aus einer Schwangerschaft

ist. Dabei ist zu bedenken: An der Zeugung wirken
Mann und Frau gleichermaßen mit. Eine Schwan-
gerschaft aber muß eine Frau allein austragen. Des-
halb hat ein Vater nicht das Recht, über eine Ab-
treibung gleichermaßen mitzubestimmen wie über
das Eingehen eines Zeugungsrisikos.

2. Erziehung zur Selbstbestimmung

Die Heranbildung der Fähigkeit zu verantwortli-
cher Selbstbestimmung ist um so vordringlicher, je
notwendiger eine eigenverantwortliche Entschei-
dung wird. Tatsächlich wird diese Notwendigkeit
aus drei Gründen immer größer:
1. Angesichts der Polarisierung der Meinungen dar-
über. ob und unter welchen Umständen eine Ab-
treibung sittlich zu rechtfertigen oder zu entschuldi-
gen ist. wird der Druck größer, sich ein eigenes
Urteil über die sittliche Bedeutung der Abtreibung
im allgemeinen und im besonderen zu bilden.
2. Angesichts der technologischen und pharmako-
logischen Entwicklung wird die Früherkennung ei-
ner Schwangerschaft und die Durchführung einer
Abtreibung nicht nur immer leichter und ungefähr-
licher. sondern auch ohne besonderes Risiko indi-
viduell verwirklichbar. Den vorläufig letzten Höhe-
punkt in dieser Entwicklung stellt das französische
Abtreibungsmittel RU 486 dar, das eine billige Ab-
treibung völlig oder weitgehend ohne ärztliche
Überwachung möglich macht. Dadurch wird der
Ermessensspielraum der einzelnen dafür, ob sie
eine Abtreibung vornehmen sollen oder nicht, er-
heblich vergrößert.
3. Die Gesetzgebung und Rechtsprechung eröffnen
- nach Ländern und Regionen etwas verschieden -
schon gegenwärtig einen großen Spielraum für in-



dividualisierte Abtreibungsentscheidungen. Der
Druck zu einer noch größeren Erweiterung dieses
Spielraums läßt keineswegs nach, trotz des zuneh-
menden Gegendrucks von Abtreibungsgegnern,
die eine Einengung des Ermessenspielraums für die
nicht strafbare bzw. legale Durchführung von Ab-
treibungen fordern.
Damit unter diesen Umständen Menschen mit
Schwangerschaftskonflikten in ihrer Fähigkeit ge-
fördert werden, ihren Konflikt nach bestem Wissen
und Gewissen zu lösen, ist es nötig, daß die ver-
schiedenen Standpunkte, wie diese Konflikte sitt-
lich zu lösen sind, deutlich und argumentativ zur
Geltung gebracht werden. Im Rahmen des Mögli-
chen müssen sie zu anderen und gegensätzlichen
sittlichen Beurteilungen in Beziehung gesetzt wer-
den. Ferner müssen Übereinstimmungen und Un-
terschiede der verschiedenen Standpunkte heraus-
gestellt und in ihren Begründungen dargestellt wer-
den. Nur der informierte Bürger kann sich nämlich
ein möglichst weitgehend sachlich richtiges persön-
liches Gewissensurteil bilden. Deshalb muß die öf-
fentliche Diskussion über das Für und Wider von
Abtreibungen sowohl in formaler als auch in inhalt-
licher Hinsicht in angemessenem Rahmen weiterge-
führt und vertieft werden. Man überwindet die Po-
larisierung zwischen den verschiedenen Standpunk-
ten nur dadurch, daß man sie geduldig und fürein-
ander aufgeschlossen ins Gespräch miteinander
bringt.
Darüber hinaus ist es nötig, die Fähigkeit zu gewis-
senhafter Selbstbestimmung zu fördern, d. h. die
Fähigkeit zum gewissenhaften Umgang mit der
Fülle der teils gegensätzlichen Informationen im 
Kontext der Notwendigkeit, sich unter Zeitdruck
nach bestem Wissen und Gewissen entscheiden zu
müssen. Menschen mit Schwangerschaftskonflikten
müssen noch mehr geschult werden, persönliche
Verantwortung für ihr Tun zu übernehmen, indem
sie überkommene und sich widersprechende Infor-
mationen in ihrer Bedeutung für das eigene mög-
lichst vernünftige und somit sittlich verantwortliche
Tun überprüfen.
Das Angebot von Beratungsstellen, die in der Lage
sind, die Gewissensentscheidungen von Menschen
mit Schwangerschaftskonflikten mittels ihrer Bera-
tung leichter zu ermöglichen und nicht zu manipu-
lieren. kann die Konfliktlösungsfähigkeit fördern.
Eine Verbesserung der Gesetzgebung über die
Schwangerschaftsberatung, die eine Beratung mit
dieser Zielsetzung sichert, ist deshalb wünschens-
wert und erscheint vom hier vertretenen Stand-
punkt aus auch erforderlich.

3. Argumente gegen eine zu große Ausweitung des
Selbstbestimmungsrechts

Die für das Gemeinwohl verantwortlichen Reprä-
sentanten des Staates und gesellschaftlichen Institu-
tionen haben verständlicherweise Hemmungen,
den Ermessensspielraum für individuelle Abtrei-
bungsentscheidungen zu weit auszudehnen. Der
Grund dafür ist die Furcht vor subjektiv zwar viel-

leicht gerechtfertigten, aber objektiv falschen Ab-
treibungsentscheidungen, durch die eine sinnvolle
Ausübung des Selbstbestimmungsrechts der Men-
schen mit Schwangerschaftskonflikten vereitelt und
das Lebensrecht des ungeborenen Lebens ausge-
höhlt würde. Man fürchtet somit eine einseitige
Betonung des Menschenrechts auf Gewissensfrei-
heit zu Lasten des Menschenrechts auf Leben der
ungeborenen Kinder.

Aber diese Autoritäten und Institutionen müssen
bei ihrem Widerstand gegen eine Ausweitung des
individuellen Entscheidungsrechts im wohlverstan-
denen Interesse des Gemeinwohls bedenken: Sie
haben nur geringe Macht, den Mißbrauch dieses
Rechts mit ihren Möglichkeiten zu begrenzen. Sie
haben aber eine Möglichkeit, den guten Gebrauch
dieses individuellen Entscheidungsrechts zu för-
dern und dadurch zur Senkung der Abtreibungszah-
len beizutragen. Das ergibt sich aus folgenden drei
Überlegungen:

1. Die sittliche Autorität dieser Autoritäten und
Institutionen ist angesichts der Pluralität der Auf-
fassungen über die moralische Bedeutung von Ab-
treibungen begrenzt. Eine Ausweitung ihrer Auto-
rität ist unter diesen Umständen primär nicht durch
eine verstärkte Betonung ihres formalen Autori-
tätsanspruchs möglich, sondern durch eine bessere
Begründung ihres inhaltlichen Autoritätsan-
spruchs. Nicht Forderung von mehr Gehorsam,
sondern mehr Aufklärung und Gewissensbildung
ist deshalb in der Hinsicht das Zeichen der Zeit.

2. Diese Autoritäten und Institutionen überlassen
es im hohen Maß den einzelnen, für die unmittel-
baren Folgen ihrer Entscheidung allein einzuste-
hen, und sind nur begrenzt in der Lage, die Solidar-
gemeinschaft dazu zu bewegen, für die mittelbaren
Folgen einzustehen, für die die Menschen mit
Schwangerschaftskonflikten mit einer Lösung ihres
Abtreibungsproblems im Interesse des Gemein-
wohls einstehen sollten. Nicht primär Einschrän-
kung des Selbstbestimmungsrechts, sondern Er-
leichterung einer verantwortlichen Selbstbestim-
mung durch mehr Solidarität bei der Bewältigung
der Probleme, die die Menschen mit Schwanger-
schaftskonflikten zu lösen haben, ist deshalb in die-
ser Hinsicht das Gebot der Stunde. Die Verantwor-
tung für das Gemeinwohl darf nicht einseitig den
Menschen mit Schwangerschaftskonflikten überlas-
sen werden, sondern die Verantwortung der Soli-
dargemeinschaft für Menschen mit Schwanger-
schaftskonflikten muß entschieden gefördert wer-
den. Sonst werden die Autoritäten und Institutio-
nen, die für das Gemeinwohl verantwortlich sind,
zu einseitigen Interessenvertretern von Mehrheiten
oder Mächtigen zu Lasten von Minderheiten oder
Schwachen.

3. Die rechtliche Macht dieser Autoritäten und In-
stitutionen stößt immer stärker an ihre Grenzen, je
weniger ihre rechtlichen Ansprüche sittlich bejaht
werden und je weniger sie Macht haben, ihre recht-
lichen Ansprüche mit — angemessenen und von



der Rechtsgemeinschaft bejahten — rechtlichen
Zwangsmitteln durchzusetzen. Tatsächlich ist, wie
aus der Erfahrung feststeht und aus dem Ausge-
führten hervorgeht, das rechtliche Abtreibungsver-
bot sittlich umstritten. Und die Macht, ein strenges
rechtliches Abtreibungsverbot durchzusetzen, wird
um so geringer, je leichter man sich ihm entziehen
kann. Das aber ist möglich wegen der großen Inter-
pretationsbreite und der sich daraus ergebenden
Manipulierbarkeit des Rechts, wegen der beachtli-
chen Möglichkeit, sich strengen Rechtsansprüchen
aufgrund der regional unterschiedlichen Rechtsla-
gen und Rechtsanwendungen zu entziehen und we-
gen der zunehmend schwierigeren Überprüfbarkeit
von Rechtsverletzungen aufgrund der besseren

Möglichkeit zur Durchführung von kaum überprüf-
baren Abtreibungen.
All das macht deutlich, daß sowohl im Interesse
einer angemessenen Ausübung des Selbstbestim-
mungsrechts der Menschen, denen sich das Pro-
blem der Abtreibung stellt, als auch des Schutzes
des ungeborenen Lebens, das von Abtreibung be-
droht ist, es nötig ist, die Fähigkeit zu selbständigen
Entscheidungen zu fördern. Im Interesse der Sen-
kung der Abtreibungszahlen sind deshalb gemein-
same Bemühungen der unbedingten Abtreibungs-
gegner und der bedingten Abtreibungsbefürworter
möglich und nötig, die die Förderung einer verant-
wortlichen Selbstbestimmung der Menschen mit
Schwangerschaftskonflikten bezwecken.

VIII. Fazit: Kooperation statt Konfrontation

Aus den Ausführungen ergibt sich, daß nicht nur
trotz unterschiedlicher sittlicher Beurteilung der
Abtreibung, sondern bis zu einem gewissen Grad
sogar ihretwegen gemeinsame Bemühungen um die
Senkung der Abtreibungszahlen möglich sind und
erfolgreich sein können, weil Abtreibungsgegner
und -befürworter ein gemeinsames Interesse daran
haben sollten, die Ehrfurcht vor dem Leben zu ver-
tiefen, den Wert des ungeborenen Lebens und der
Mutterschaft differenzierter zu erfassen, die solida-
rische Hilfe für schwangere Frauen und ihre unge-
borenen Kinder zu intensivieren, unsere Gesell-
schaft kinder- und frauenfreundlicher zu gestalten,
mehr unerwünschte Schwangerschaften zu verhin-
dern und die verantwortliche Selbstbestimmung
von Menschen mit Schwangerschaftskonflikten zu
fördern. Das sind nicht alle Maßnahmen zur Sen-
kung der Abtreibungszahlen, die diejenigen beja-
hen könnten, die an einer Verringerung der Abtrei-
bungszahlen interessiert sind.
Aber bereits diese Analyse und Vorschläge machen
deutlich, daß eine Senkung der Abtreibungszahlen

nicht durch einen intoleranten Umgang mit den Geg-
nern des eigenen Standpunktes erreicht werden
kann. Vielmehr wird ein von den verschiedenen
Standpunkten ausgehendes und die anderen Stand-
punkte soweit wie möglich respektierendes gemein-
sames Bemühen einen viel besseren Schutz des wer-
denden Lebens ermöglichen als er gegenwärtig ge-
währleistet ist. Ähnlich wie Wehrdienstleistende und
Wehrdienstverweigerer einander ergänzende Bemü-
hungen um die Sicherung des Friedens erfolgreich
unternehmen können, können auch Abtreibungsgeg-
ner und -befürworter einander ergänzende Maßnah-
men zum besseren Schutz sowohl des verantwortli-
chen Selbstbestimmungsrechts der Schwangeren als
auch des ungeborenen Lebens treffen19).



Bernward Büchner: Abtreibung: Das Versagen des Rechtsstaats
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 14/90, S. 3—11

Der Schutz ungeborenen menschlichen Lebens ist primär Aufgabe des Rechtsstaats. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat für alle staatlichen Gewalten verbindlich entschieden, daß das Grundrecht auf Leben auch
jedem Ungeborenen garantiert ist. Versuche, dies in Frage zu stellen, sind deshalb fruchtlos. Geborene und
Ungeborene sind gleichwertig. Deshalb sind Abtreibungen auch in den Indikationsfällen Unrecht. Weder
Unzumutbarkeit noch eine Gewissensentscheidung können die Tötung menschlichen Lebens rechtferti-
gen.
Das anläßlich der „Reform des § 218“ erklärte Ziel, auf Dauer die Zahl der Abtreibungen zu senken und
durch Beratung und Hilfe unter Rücknahme der Strafdrohung einen besseren Lebensschutz sicherzustel-
len. wurde verfehlt. Wesentlicher Grund hierfür ist, daß die geltenden Gesetze und ihre Praxis der ver-
fassungsrechtlichen Schutzpflicht des Staates nicht genügen. Gegen verschiedene Regelungen bestehen
gravierende verfassungsrechtliche Bedenken.
Die verfassungsrechtlichen Mängel sind durch den Gesetzgeber, im Wege der Normenkontrolle bzw. in der
Praxis der Behörden und Aufsichtsorgane zu beseitigen. Unzureichende Gesetze sind nachzubessern.
Dabei ist dem Gebot des Grundrechtsschutzes durch geeignete Verfahren zu entsprechen. Die faktische
Sicherung des Rechts auf Leben — die Rechtssicherheit auch für das ungeborene Kind — darf einer
Abtreibungschancengleichheit nicht geopfert werden.

Monika Frommel: „Lebensschützer“ auf dem Rechtsweg
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 14/90, S. 12—20

Die Abtreibungsfrage ist in den achtziger Jahren in einer Weise politisiert worden, daß Politiker zum
Handeln aufgerufen sind. Vordringlich ist die Beseitigung der Rechtsungleichheit, die dadurch entstanden
ist. daß in einzelnen Bundesländern wie Bayern und Baden-Württemberg die gesetzlichen Spielräume
ungleich genutzt und ein Landesrecht geschaffen wurde, das den Sinn der Reform von 1976 in ihr Gegenteil
verkehrt. Nur ein Rückzug des Strafrechts kann diese Situation verbessern.

Daher wird empfohlen, in der nächsten Legislaturperiode erneut eine Fristenlösung einzubringen. Das
BVerfG kann heute — nach den Erfahrungen der letzten 14 Jahren — nicht mehr darauf vertrauen, daß ein
Formelkompromiß wie die Notlagenindikation Rechtsfrieden schaffen kann. In der Zwischenzeit könnte
ein Bundesgesetz zur Zulassung ambulanter Einrichtungen und eine Verbesserung des Datenschutzes in
Strafverfahren die schlimmsten Mißstände mildem.

Günther Kaiser: Was wissen wir über den Schwangerschaftsabbruch? Ergebnisse eines
empirischen Forschungsprojekts
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 14/90, S. 21—31

Der Schwangerschaftsabbruch ist seit langem Gegenstand rechtspolitischen Streits. Ziel des Reformge-
setzgebers war es. mehr Gerechtigkeit durch mehr Gleichheit im Rahmen strafrechtlichen Schutzes für das
beginnende Leben zu schaffen. Es galt, den Verdacht eines „Zufallsstrafrechts“ auszuräumen. Im Rahmen
eines rechtsvergleichenden und empirischen Forschungsprojekts ist das Freiburger Max-Planck-Institut
Fragen nachgegangen, die sich auf die gesetzlichen Problemlösungen, die Verbreitung des Schwanger-
schaftsabbruchs. die Entscheidungsmuster betroffener Frauen, die Einstellung und Verhaltensweisen der
Ärzte sowie auf die Strafverfolgungspraxis beziehen.
Aufgrund der Analyse vom psychosozialen Einfluß und von Konfliktfaktoren ergab sich, daß für die
emotionale Akzeptanz der Schwangerschaft durch die Frau den Einstellungen des Partners maßgeblicher
Einfluß zukommt. Die Sozialberatung wird im ganzen als sinnvoll angesehen. Die Indikationsfeststcllung
hingegen wird nur im Hinblick auf medizinische Aspekte als positiv erachtet, im übrigen jedoch wird ihr
keine Entscheidungsrclevanz beigemessen. Für die immer wieder beklagten Mißbräuche in der Handha-
bung der sogenannten allgemeinen Notlagenindikation ergaben sich keine Hinweise, wohl aber wurde der
weite Normintcrprctationsspielraum durch die Befragung der Fachleute verdeutlicht. Ferner fanden sich
erhebliche regionale Unterschiede hinsichtlich des Angebots der einen Abbruch durchführenden Stellen 
sowie der Strafverfolgungsaktivitäten. Entsprechend finden sich Hinweise auf einen innerdeutschen „Ab-
treibungstourismus“. Obwohl im ganzen die Strafverfolgung des kriminellen Schwangerschaftsabbruchs
äußerst gering und selektiv ist, so daß man von einer „faktischen“ Entkriminalisierung sprechen kann,
erfreut sich die gesetzliche Indikationslösung breiter Zustimmung, offenbar nicht zuletzt wegen der Ein-
sicht in die Schwierigkeit, überhaupt eine Problemlösung zu schaffen, die allgemein akzeptiert wird.
Zwar liefert die eher „liberale“ oder „konservative“ Einstellung zum Schwangerschaftsabbruch nicht das
erwartete Gewicht für die der Schwangeren konkret abverlangte Entscheidung. Der den Partnerschafts-
beziehungen eingeräumte Rang zeigt aber, daß Grundeinstellungen zur Ehe und Familie das Entstehen von
konkreten Konfliktsituationen beeinflussen können. Obwohl die befragten Ärzte den Schwangerschafts-
abbruch überwiegend als Tötung betrachten, billigen sie doch das geltende Indikationsmodell und halten es
mit Ausnahme der Notlagenindikation allgemein für einen richtigen Ansatzpunkt. Freilich können auch
hier Grundeinstellung und tatsächliches Verhalten auseinanderfallen. So ist denn auch in Konfliktnähe die
Akzeptanz der gesetzlichen Regelung zum Schwangerschaftsabbruch nicht sehr hoch und fallen die staat-
lichen Interventionen weithin ins Leere. Angesichts der begrenzten Einflußmöglichkeiten des Strafrechts
auf die konkrete Entscheidung zum Austragen der Schwangerschaft richtet sich das Augenmerk vor allem
auf außerstrafrechtliche Maßnahmen zum Schutz des ungeborenen Lebens.



Renate Köcher: Schwangerschaftsabbruch — Betroffene Frauen berichten
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 14/90, S. 32—42

Die Einstellung der Bevölkerung zu Schwangerschaftsabbrüchen hat sich in den achtziger Jahren verän-
dert. Insbesondere die junge Generation und Frauen bewerten Schwangerschaftsabbrüche heute kritischer.
Die Indikationenlösung wird von der breiten Mehrheit der Bevölkerung nicht in Frage gestellt, jedoch
heute enger ausgelegt als noch in den frühen achtziger Jahren.

Eine Untersuchung unter Frauen, die einen Schwangerschaftsabbruch hinter sich haben, dokumentiert die
Auslöser und auch die Probleme von Schwangerschaftsabbrüchen. Schwangerschaftsabbrüche sind häufig
das Ergebnis einer labilen, ungeklärten Lebenssituation. Frauen, die einen Schwangerschaftsabbruch
vornehmen ließen, leben überdurchschnittlich häufig in einer finanziell ungesicherten Situation und in
einer labilen Partnerbeziehung. Dies gilt besonders für sehr junge Frauen, die einen großen Anteil bei den
Schwangerschaftsabbrüchen stellen. Bei ihnen kumulieren die Probleme: eine finanziell ungesicherte
Situation, Konflikte mit der Ausbildung, Ängste, sich die Zukunft zu verbauen, Partnerprobleme und
negative Reaktionen der Umwelt.

Junge Frauen werden weit überdurchschnittlich durch negative Reaktionen des Partners unter Druck
gesetzt, die Schwangerschaft abzubrechen. Generell werden Frauen, die einen Schwangerschaftsabbruch in
Erwägung ziehen, von ihrem privaten Umfeld, insbesondere von ihrem Partner meist nicht ermutigt, sich
für das Kind zu entscheiden.
Die Berichte der Frauen über ihre Erfahrungen mit Beratungsstellen und beratenden Ärzten lassen den
Schluß zu, daß sich die Beratung in hohem Maße an der Haltung der betroffenen Frauen selbst orientiert
und tendenziell zu einer Verfestigung dieser Haltung führt. GenereH muß davon ausgegangen werden, daß
die Mehrheit der Frauen ihre Entscheidung bereits vor der Beratung getroffen hat.
Viele Frauen haben mit der Verarbeitung ihres Schwangerschaftsabbruchs Schwierigkeiten. Knapp jede
zweite Frau hat der Schwangerschaftsabbruch später noch belastet, knapp jede vierte belastet er heute
noch. Dieser Aspekt wird in der bisherigen Diskussion über Schwangerschaftsabbrüche und die Beratung
bei Konfliktschwangerschaften wenig beachtet.

Waldemar Molinski: Weniger Abtreibungen — aber wie? Ein Beitrag zur Überwindung
der Polarisierung
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 14/90, S. 43—53

Die gegenwärtige Diskussion um die Abtreibung dreht sich vornehmlich um die Fragen, ob die Abtreibung
immer sittlich unerlaubt oder unter bestimmten Umständen sittlich doch erlaubt sei und wie weit deshalb
unter Zuhilfenahme rechtlichen Zwangs die Abtreibungszahlen gesenkt werden können. Im Unterschied
dazu wird in der vorliegenden Arbeit davon ausgegangen, daß das Ziel der Verringerung von Abtreibungen
auf diese Art nur in sehr unzulänglicher Weise angegangen wird.
Weil die Autonomie bei der Entscheidung über Abtreibungen zumindest unter unseren freiheitlichen
gesellschaftlichen Verhältnissen von außen nur in recht begrenztem Umfang einzuengen ist, muß vielmehr
entschiedener versucht werden, die Menschen mit Schwangerschaftskonflikten — unabhängig davon, ob
sie unbedingte Abtreibungsgegner oder bedingte Abtreibungsbefürworter sind — dazu zu bewegen, daß sie
ihr Selbstbestimmungsrecht und ihre Gewissensfreiheit bei Entscheidungen über Abtreibungen möglichst
sinnvoll nutzen.
Zur Verwirklichung dieses Ziels wird vorgeschlagen, einerseits Schritte zur Vertiefung der Ehrfurcht vor
dem Leben und speziell dem ungeborenen Leben und andererseits zur Erlangung eines besseren Ver-
ständnisses der Möglichkeiten weiblicher Selbstverwirklichung durch Mutterschaft zu unternehmen, um so
zu verhindern, daß Abtreibungen vorschnell als eine gangbare Lösung von Schwangerschaftskonflikten
angesehen werden.
Zur Reduzierung von Schwangerschaftskonflikten sollten gleichzeitig Bemühungen unternommen werden,
die Mitmenschen der schwangeren Frauen und ihrer ungeborenen Kinder zu mehr Solidarität mit ihnen zu
bewegen. Zur Vermeidung von Schwangerschaftskonflikten müssen darüber hinaus intensive Anstrengun-
gen unternommen werden, um die Entstehung unerwünschter Schwangerschaften soweit wie möglich zu
verhindern.
Je mehr Abtreibungsgegner wie -befürworter für die Verwirklichung dieser Ziele gewonnen werden kön-
nen, je mehr müßte es gelingen, die gegenwärtige Konfrontation zwischen Abtreibungsgegnern und -befür-
wortem durch eine Kooperation bei der Verringerung von Abtreibungen zu ersetzen.



Jahresbände mit komplettem
Inhaltsverzeichnis

Aus Politik und Zeitgeschichte

nur 25,- DM
zuzügl. Versandspesen pro Jahrgang

nel 1989

HA "l’Beilage 1B ^eSrenZt vorrätig (Preise w. o.)
"E------ ------- Jahrgänge: 1985 und 1988

Bundeszentrale
für politische

Bildung

Bestell- DAS PARLAMENT, Vertriebsabteilung
Adresse: Fleischstraße 62-65, D-55OO Trier


